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8. Mai 2020 – 75. Jahrestag der Befreiung von Krieg 
und Faschismus – Mahnung und Gedenken

Der 8. Mai 1945 ist für viele Millionen 
Menschen ein Tag der Befreiung und 
Hoffnung. Die bedingungslose Kapi-
tulation der Wehrmacht besiegelte das 
Ende der Nazi-Diktatur. Am 8. Mai 
2020 begehen wir dazu den 75. Jahres-
tag. Es ist an der Zeit, diesen Tag als das 
zu würdigen, was er ist: Ein Gedenk- 
und Feiertag.

Am 8. Mai 1945 endete das System der na-
tionalsozialistischen Gewaltherrschaft. 
Eine Zeit des unaussprechlichen Leides 
und des millionenfachen Mordes war be-

endet. Die Alliierten hatten Nazi-Deutsch-
land besiegt. Es war ein gemeinsamer 
Kampf gegen eine einzigartige Bedrohung 
grundlegender Werte des Humanismus 
und Menschlichkeit, gegen Faschismus, 
Antisemitismus und Rassenwahn.

Es ist ein Tag der Mahnung, aber auch 
ein Tag der Freude. Es ist ein Tag, der uns 
allen vor Augen führt, wohin Antisemitis-
mus, Rassenwahn und blinder Gehorsam 
führen.

Die Morde in Hanau und Halle, der 
Mord an Walther Lübcke und der NSU-
Komplex zeigen uns, dass die Ideen dieser 

gewalttätigen und menschenverachtenden 
Ideologie weiterhin existieren. Rechtes Ge-
dankengut, Verschwörungsmythen und 
Antisemitismus erleben eine neue, eine 
schleichende Renaissance. Gerade deshalb 
ist es wichtig, dass wir den Tag der Befrei-
ung als einen Tag der Mahnung, des Ge-
denkens und einen Tag des Mutes begrei-
fen und zelebrieren.

Esther Bejerano, Holocaust-Überleben-
de, bezeichnete in ihrer Petition „8. Mai 
zum Feiertag machen!“ diesen Tag als 
einen „Tag, an dem die Befreiung der 
Menschheit vom NS-Regime gefeiert wer-
den kann. Das ist überfällig seit sieben 
Jahrzehnten.“ Viele Tausend Menschen 
haben sich ihrem Aufruf bereits ange-
schlossen. Dies zeigt, welche Bedeutung 
dieser Tag für viele Menschen in Deutsch-
land hat.

Die Bundesregierung sollte sich der his-
torischen und gesellschaftlichen Dimensi-
on dieses Tages bewusst sein und den 75. 
Tag der Befreiung nutzen, um ein Zeichen 
gegen rechtes Gedankengut zu setzen und 
den Tag der Befreiung als einen Gedenk-
tag für Humanität, Toleranz und Demo-
kratie zu würdigen. Wir fordern, dass der 
Tag der Befreiung in der gesellschaftlichen 
Erinnerung den Platz bekommt, der ihm 
gebührt. Es ist an der Zeit, dem Vorbild 
Berlins zu folgen und den 8. Mai zu einem 
bundesweiten gesetzlichen Gedenk- und 
Feiertag zu machen.

Katja Kipping und Bernd Riexinger, 
Vorsitzende der Partei DIE LINKE

8. Mai 2020, Tag der Befreiung, Demmin|virtueller Befreiungstag 2020
In Demmin, Kleinstadt in Mecklenburg-Vorpommern, hat sich das örtliche „Aktionsbündnis 
8. Mai“ unter den Corona-Bedingungen vorbereitet und hat mit einer auffälligen Plakataktion in 
Demmin schon mal deutlich gemacht, wofür das Datum 8. Mai zu stehen hat und dass es auch 
weiterhin nicht zugelassen wird, dass Neo-Nazis dieses Datum in ihrem verlogenen Sinne verein-
nahmen können.
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75 Jahre Befreiung vom Deutschen Faschismus

Ein Widerwort zur Präsidentenrede
Egon Krenz zur Rede Steinmeiers anlässlich 75 Jahre Befreiung vom Faschismus

Die letzte große Schlacht des Zwei-
ten Weltkrieges in Europa fand in 
Berlin statt. Sowjetische Truppen 
hissten das Siegesbanner auf dem 
Reichstag. Unzählige Rotarmis-
ten mussten noch in letzter Minute 
sterben. 

In geografischer Nähe zu diesem 
historischen Ort hielt 75 Jahre spä-
ter der Bundespräsident eine An-
sprache, die zu meinem Entsetzen 
nur auf die Erinnerungspolitik der 
alten Bundesrepublik gerichtet war. 
Wer erwartet hatte, er würde darin 
auch den Anteil der sowjetischen 
Armee wenigstens an der Befrei-
ung der deutschen Hauptstadt wür-
digen, wurde enttäuscht. Das Hei-
matland der Rotarmisten hatte mit 
27 Millionen Toten die Hauptlast 
des Krieges getragen. Kein Land 
der Welt hatte mehr Opfer zu be-
klagen als die Sowjetunion. Jenseits 
aller ideologischen Barrieren soll-
ten diese Fakten anerkannt und ge-
würdigt bleiben. 

Dass dem Bundespräsidenten 
dies in seiner Rede keine Erwäh-
nung wert war, halte ich zumin-
dest für einen Fehler. Der Einwand, 
auch die Rolle der anderen Mächte 
der Anti-Hitler-Koalition blieben ja 
unerwähnt, ist kein Argument, son-
dern ein weiterer Fehler. 

Zwar war ich bei Kriegsende erst 
acht Jahre alt, aber soviel ist mir 

in Erinnerung geblieben: Das vom 
Bundespräsidenten angemahnte 
„Nie wieder“ kam nach 1945 nicht 
als Weckruf aus den Westzonen. 
Zu uns drang dieser Appell aus Bu-
chenwald und wurde eine Maxime 
fürs Leben: 

„Nie wieder Krieg und  
Faschismus“. 

Als Bundespräsident von Weizsä-
cker 1985 so mutig wie geschichts-
bewusst vom „Tag der Befreiung“ 
sprach, gab es diesen in der DDR 
bereits seit 35 Jahren als gesetzli-
chen Feier- bzw. Gedenktag. Ob 
„verordnet“ oder nicht ist hier nicht 
die Frage. Schon im Potsdamer Ab-
kommen hatten die Alliierten dem 
deutschen Volk den Antifaschismus 
verordnet. Er wurde von Jahr zu 
Jahr stärker auch im Lebensgefühl 
vieler Ostdeutscher verinnerlicht. 

Es wäre ein überfälliges Zuge-
hen auf DDR-Realitäten gewesen, 
hätte Bundespräsident Steinmeier 
nicht nur an die Gedächtnispolitik 
der alten Bundesrepublik sondern 
auch an die der DDR erinnert, die 
ja nach 1990 Teil der deutschen Na-
tionalgeschichte werden sollte. Wer 
in diesem Jahr am 8. und 9. Mai 
wieder beobachte, wie viele Famili-
en im Osten Deutschlands die Ge-
denkstätten der Befreier aufsuchten 
und der Gefallenen gedachten, wird 
zugeben müssen: Gute Prägungen 
verlieren sich nicht. Dass es nicht 
nur die Alten, sondern auffallend 
viel auch junge Menschen waren, 
die Blumen niederlegten, bestärkt 
meine Hoffnung: Es wird auch 
in Zukunft der Befreier gedacht – 
trotz offizieller Zurückhaltung.

Quelle: https://
cooptv.wordpress.
com/2020/05/13/
egon-krenz-zur-rede-
steinmeiers/

von
Egon Krenz, 
Dierhagen

Mitglieder der Fraktion DIE LINKE im Bundestag gedenken am 75. Jahrestag der Befreiung vom deutschen 
Faschismus und Beendigung des 2. Weltkrieges am Sowjetischen Ehrenmal im Berliner Tiergarten allen 
Opfern des Nationalsozialismus. Foto: DIE LINKE im Bundestag/Olaf Krostitz

8. Mai, Tag der Befreiung vom Nationalsozialismus in Hamburg – Aus dem Schwur 
von Buchenwald: „Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und der Freiheit ist unser Ziel.“
Foto: © 2020 Ernst Wilhelm Grueter | E-Mail Fotograf: grueter@posteo.de |  
r-mediabase.eu
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75 Jahre Befreiung vom Deutschen Faschismus

��Eisenhüttenstadt, Sowjetischen Ehrenmal auf dem Platz des  
Gedenkens

��Woltersdorf – Sowjetisches Denkmal und Ehrenfriedhof am 
Ernst-Thälmann-Platz

��Erkner, Gosen-Neu Zittau – Sowjetisches Ehrenmal an der  
Neu Zittauer Straße

��Müllrose (Amt Schlaubetal) – stilles Gedenken am Sowjeti-
schen Ehrenmal sowie an der Kriegsgräberstätte

��Fürstenwalde – Sowj. Ehrenfriedhof und Denkmal für die antifa-
schistischen Widerstandskämpfer auf dem Ottomar-Geschke-Platz

��Schöneiche – Sowjetischer Ehrenfriedhof an der Geschwister-
Scholl-Straße

8. Mai – DIE LINKE Oder-Spree gedenkt den  
sowjetischen Befreiern vom Faschismus

Diese Zusammenstellung ist lediglich ein Ausschnitt der zahlreichen Gedenkveranstaltungen und Ehrungen mit Beteiligung bzw. in 
Verantwortung der LINKEN im Oder-Spree-Kreis.
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Kein Zurück zur Normalität
Folgerung aus linker Sicht – Gesellschaft fortschrittlich neu ausrichten

Am 11. März wurde von der Welt-
gesundheitsorganisation (WHO) 
eine Pandemie festgestellt, eine 
globale Gefährdung der menschli-
chen Gesundheit durch eine neue, 
in seinen Schadwirkungen noch 
unbekannte Virusinfektion. In 
teils stark kontroversen politischen 
Verhandlungen haben sich Bund 
und Länder Mitte März auf weit-
reichende Reglementierungen für 
Gesellschaft und Wirtschaft geei-
nigt, um die Ausbreitung des Virus 
einzudämmen.

Zur Abfederung der wirtschaftli-
chen Folgen der Eindämmungsstra-
tegie wurde am 23. März auf Bun-
desebene ein Nachtragshaushalt in 
Höhe über 156 Mrd. E bewilligt, 
alle im März und April beschlosse-
nen Maßnahmen zusammen belau-
fen sich für Deutschland auf etwa 
1,2 Billionen E. Auch auf Länder
ebene wurden Nachtragshaushal-
te beschlossen, in Brandenburg 
in Höhe von 15,2 Mrd. E bei ei-
nem regulären Haushalt von 13,2 
Mrd. € für das Jahr 2020. Auf eu-
ropäischer Ebene ist der Beschluss 
über ein Wiederaufbauprogramm 
bis heute offen, die Mitgliedsstaa-
ten finden keine Einigung über 
Höhe, Finanzierungsmodus und 
Verteilung von Geldern. Angesichts 
des verhärteten Streits über den 
Mehrjährigen Finanzrahmen 2021–
2027 wird dadurch der Gegensatz 
der Nord- und Südländer noch 
schärfer, als er bereits ist.

Mitte Mai zeigen die politischen 
Maßnahmen zur Eindämmung des 
Virus Erfolg. Die Infektionszah-
len bewegen sich auf niedrigem Ni-
veau, die Anzahl schwerer Verlaufs- 
und Todesfälle ist in Deutschland 
nicht so hoch, wie anfänglich be-
fürchtet. Die wissenschaftlichen 
Forschungserkenntnisse haben in 
den vergangenen Wochen rapide 
zugenommen und zu neuen, auch 
veränderten Einschätzungen im 
Vergleich zum Zeitpunkt vor zehn 
Wochen geführt. Dies ist ein Erfolg 
des gemeinsamen Kampfes gegen 
das Corona-Virus.

Gesellschaftlicher Konsens – kaum 
wahrnehmbare Opposition

Aber gerade durch den Erfolg 
zeigt sich ein politisches Paradoxon, 
es besteht in dem Vorwurf, die be-
schlossenen Maßnahmen seien zu 

weitgehend gewesen. Der Politik sei 
weit über das Ziel hinausgeschos-
sen. Die Menschen wurden ihrer 
politischen und wirtschaftlichen 
Freiheitsrechte, die das Grundgesetz 
garantiert, völlig unnötig beraubt. 
Das Virus sei in seiner Gefahr nicht 
so schlimm. Aber wenn man auf 
die Situation in anderen Ländern 
schaut, sieht man, es hätte wesent-
lich schlimmer kommen können.

Durch das gemeinsame Aushan-
deln zwischen Bund und Ländern 
mit ihren divergenten Regierungs-
koalitionen – z. B. mit der LINKEN 
in Thüringen und den GRÜNEN 
in Baden-Württemberg – wurden 
über diesen Weg auch die Opposi-
tionsfraktionen im Bundestag poli-
tisch verantwortlich eingebunden. 
Dies war sicherlich vorausschau-
endes Handeln, um im Nachgang 
nicht allein mit der Regierung ins 
Kreuzfeuer zu geraten. Aber es war 
– wohlwollend – auch die Erkennt-
nis, dass der Kampf gegen Coro-
na nur dann erfolgreich sein kann, 
wenn möglichst viele mitziehen.

In der Konsequenz fiel die parla-
mentarische Opposition zunächst 
faktisch aus. Zumal auch die Par-
teimitglieder von der Basis bis in 
die Vorstände erst lernen mussten, 
mit der Situation umzugehen und 
ihre Arbeitsweisen umzustellen. 
Weil auf Grund der Kontaktbe-
schränkungen auch keine öffentli-
chen Demonstrationen zugelassen 
waren, fehlte das notwendige kriti-
sche Subjekt. Diese Fehlstelle wur-
de eine Quelle politischen Unmuts, 
die sich heute artikuliert, dabei 
über eine rational nachvollziehba-
re Kritik in Teilen weit hinausgeht. 
Anti-aufklärerische, rechtsextre-
me und weltverschwörerische An-
schauungen haben sich darunter-
gemischt. Mehrheitlich scheint es 
jedoch so, dass die beschlossenen 
Maßnahmen im Großen und Gan-
zen für vernünftig und dem Gefah-
renpotenzial der Pandemie für an-
gemessen gehalten werden.

Ein Virus hat keine Telefonnummer
Aus linker Sicht ist es richtig, 

zwischen Natur- und Gesellschafts-
wissenschaften zu unterscheiden. 
Die Erforschung eines neuarti-
gen Virus und seiner Gefahren für 
Mensch und Gesellschaft liegen 
primär im Bereich der Naturwis-

senschaften. Ein Virus wird zum 
Forschungs- und nicht zum Ver-
handlungsgegenstand. Es ist Objekt 
und nicht Subjekt. Ein Virus hat 
keine E-Mail-Adresse, keine Tele-
fonnummer, ist nicht gewerkschaft-
lich organisiert, hat keine Lobby 
und keine Parteimitgliedschaft. 
Die primäre fachliche Expertise 
liefert die medizinische Fakultät, 
nicht die Politikwissenschaft oder 
die Soziologie. Es gibt keine politi-
sche Virologie, lediglich politische 
Schlussfolgerungen aus medizini-
schen Befunden. Es ist zynisch, 
in einer solchen Situation wie von 
Wolfgang Schäuble eine politische 
Differenz zwischen Würde und Le-
ben aufzumachen. Ohne Leben 
gibt es keine Würde.

Die politischen Schlussfolgerun-
gen sind je nach links und rechts 
unterschiedlich, und es ist gut, sie 
gegenüberzustellen. Selbstverständ-
lich ist es notwendig, sie beständig 
zu überprüfen und einer radikalen 
Kritik zu unterziehen. Die pande-
miebedingten Freiheitseinschrän-
kungen müssen, wann immer 
möglich, sofort zurückgenommen 
werden. Der gesamte politische Be-
handlungsprozess muss einer nach-
träglichen Evaluation unterzogen 
werden. Dabei geht es auch um vo-
rausschauendes Lernen, denn in 
Deutschland ist seit der spanischen 
Grippe vor 100 Jahren keine ver-
gleichbare Situation aufgetreten. 
Berichte über Seuchen wie die Pest 
liegen zum Glück noch weiter in 
der Vergangenheit, dies sollten wir 
uns stets vor Augen halten.

Aus linker Sicht steht die Kon
trolle der sozialpolitischen Folgen 
der Beschränkungen ganz oben 
auf der Tagesordnung. Sie liegt 
im gesellschaftspolitischen Span-
nungsfeld, oftmals zwischen Neo-
liberalismus und demokratischem 
Sozialismus, zwischen reaktionä-
rem Paternalismus und progressiver 
Modernität. Das neoliberale Dog-
ma, wonach Gesundheit eine Ware 
ist und Krankenhäuser eine Kapi-
talinvestition sind, die einer hohen 
Renditeerwartung unterliegen, ge-
hört an erster Stelle kritisiert und 
korrigiert. Das Gesundheitswesen 
wurde zu lange – oft auf dem Rü-
cken der dort Arbeitenden – ka-
puttgespart. Gesundheit ist keine 
Ware, ein Patient kein Kunde.

Corona - Krise – Betr achtungen aus linker Sicht

von 
Thomas Nord,
Mitglied des Bundes
tages, Landesliste 
Brandenburg

Kontakt:
Deutscher Bundes-
tag, Platz der Repu-
blik 1, 11011 Berlin
• Telefon:  
(0 30) 2 27-7 26 75
• Fax:
(0 30) 2 27-7 66 75
• E-Mail:
thomas.nord@ 
bundestag.de
• Internet: https://
thomas-nord.de

Wahlkreisbüro:
Mühlenstraße 15,  
15517 Fürstenwalde,
Glen Dammann,
Tel.: (0 33 61) 34 26 18
Fax: (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: thomas.
nord.ma06@bun-
destag.de
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Weitere Informati-
onen auf den Inter-
netseite der Fraktion 
DIE LINKE im Bun-
destag:

• https://klar.links-
fraktion.de/aus-
gabe-47/ (Schwer-
punktthema: 
Solidarität in Zeiten 
der Corona-Krise)

Die gedruckte Aus-
gabe bitte über die 
Kreisgeschäftsstelle 
bestellen.
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Corona -Virus Corona - Krise – Betr achtungen aus linker Sicht

Für eine sozial-ökologische  
Neuausrichtung kämpfen

Ebenso sind die Arbeitsbedin-
gungen, wie sie jetzt wieder in der 
großen Fleischindustrie sichtbar 
geworden sind, eine Zumutung, 
die abgeschafft gehört. Die Unter-
bringung von hauptsächlich rumä-
nischen und bulgarischen Arbei-
tern in schlechten Wohnungen mit 
Platzmangel unter miserablen hygi-
enischen Bedingungen muss sofort 
verbessert werden. Selbstverständ-
lich war es notwendig, mit den Ge-
werkschaften eine Erhöhung des 
Kurzarbeitgeldes und die stärkere 
Unterstützung von Solo-Selbststän-
digen zu fordern. Auch Hartz-IV-
Betroffene dürfen nicht allein ge-
lassen werden und brauchen eine 
Erhöhung der Sätze, weil die alltäg-
lichen Anforderungen an den Ge-

sundheitsschutz höher geworden 
sind.

Die Debatten über die Aufhe-
bung der Beschränkungen werden 
oft mit einem „Zurück“ zu „alter 
Normalität“ verbunden. Aber zum 
einen wird das Virus nicht ver-
schwinden. Zum anderen gibt es 
schon seit der Finanzkrise 2007 ff., 
der Euro-Währungskrise 2010, den 
Kriegen, die dem arabischen Früh-
ling folgten, der Migrationskrise 
von 2015 und der Klimakrise kein 
„Normal“ mehr. Aus globaler Sicht 
ist Krise, Verwerfung, Not, Elend 
und Unsicherheit zu oft Alltag. In 
der EU ist der Kampf zwischen ei-
ner immer engeren Union und dem 
Beharren der Nationalstaaten auch 
keine normale Situation. Viele Ge-
sellschaften reagieren darauf mit 
der Wahl von autoritären Politiken. 

Das alles ist keine erstrebenswerte 
Gegenwart, es gibt keinen Grund 
dorthin zurückzukehren.

Aus linker Sicht sollte mit der 
Aufhebung der Corona-Beschrän-
kungen eine fortschrittliche Neu-
ausrichtung von Gesellschaft und 
Wirtschaft einhergehen. Wir soll-
ten gemeinsam die notwendigen 
Schritte gehen, um dem Klimawan-
del konsequent entgegenzutreten, 
um die Energie- und die Verkehrs-
wende weiter voranzutreiben. Uns 
dafür einsetzen, dass keine veral-
teten Industrien gerettet werden, 
sondern Arbeitsplätze in zukunfts-
weisenden Technologien entstehen. 
Wir sollten mit einem sozial-ökolo-
gischen Umbau auch die kapitalisti-
schen Ursachen von sozialer Unge-
rechtigkeit beseitigen.

Bei anderen gelesen

Bill Gates – Weltherrschaft und Verschwörungstheorie
Von Oskar Lafontaine, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE im Saarländischen Landtag

Bilder von oben rechts nach links unten: Jeff Bezos (Seattle City Council 
from Seattle via Wikimedia Commons – v.W.M.), Bill Gates (DFID - UK De-
partment for International Development v.W.M.), Susanne Klatten (Olaf 
Kosinsky v.W.M.), Liz Mohn (Jan Voth Bertelsmann Stiftung v.W.M.), Mark 
Zuckerberg (JD Lasica from Pleasanton v.W.M.), Friede Springer (Michael 
Thaidigsmann v.W.M.)

Zurecht wird auf vielen Demons-
trationen der Einfluss des „Wohl-
täters“ Bill Gates auf die Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) und 
die Erforschung und Vermarktung 
neuer Impfstoffe kritisiert. Wenn 
aber gleichzeitig krude Verschwö-
rungstheorien in die Welt gesetzt 
werden, nach denen Bill Gates die 
Menschheit ausrotten („Bevölke-
rungsreduktion“) will, dann scha-
det das der notwendigen Diskussi-
on darüber, dass in der heutigen 
Zeit die Demokratien zerstört wer-
den und die Welt von einer korrup-
ten Oligarchie beherrscht wird.

Dass Geld die Welt regiert, 
wussten schon unsere Vorfahren. 
Und wenn 26 Milliardäre so viel 
besitzen wie die Hälfte der Welt-
bevölkerung, dann ist doch der 
Beweis erbracht, dass unser Wirt-
schaftssystem pervers ist. Zudem 
führt es systembedingt zu Krieg 
und Umweltzerstörung. Das kann 
man nicht an Bill Gates (geschätz-
tes Vermögen 98 Mrd. $) und sei-
ner Frau Melinda festmachen. 
Schon Dwight D. Eisenhower (US-
Präsident von 1953 bis 1961) warn-
te vor dem „übertriebenen Einfluss 
des militärisch-industriellen Kom-
plexes. Es besteht die Gefahr, dass 
unkontrollierte Macht desaströse 
Folgen haben könnte. Wir dürfen 
nicht zulassen, dass dieser Kom-
plex unsere Freiheit und Demo-
kratie bedroht.“

Auch heute hat die Rüstungsin-
dustrie ähnlichen Einfluss auf die 

Politik wie Bill Gates und die ande-
ren US-Internet-Milliardäre 
�� Jeff Bezos (Amazon), geschätz-
tes Vermögen 113 Mrd. $; 
�� Marc Zuckerberg (Facebook),  
gesch. Vermögen 55 Mrd. $; 
�� Steve Ballmer (Microsoft), ge-
schätztes Vermögen 53 Mrd. $; 
�� Larry Page (Google), geschätz-
tes Vermögen 51 Mrd. $; 
�� Sergey Brin (Google), geschätz-
tes Vermögen 49 Mrd. $. 

Dazu kommen die großen Energie-
konzerne, die bekanntlich hinter 
den Öl- und Gaskriegen der USA 
stecken.

Das Ausmaß des zerstöreri-
schen Handelns der Internetmilli-
ardäre – nicht nur das von Bill Ga-

tes – wird heute immer noch nicht 
erkannt. Facebook beispielsweise 
steuert das Verhalten von Millio-
nen Menschen, macht damit De-
mokratie mehr und mehr unmög-
lich und führt zu verheerenden 
Veränderungen in unseren Köpfen 
und damit in unserer Gesellschaft. 
Auch der „reichste Mann der Welt“ 
Jeff Bezos (Amazon) ist nicht nur 
ein schweinischer Arbeitgeber 
(Überwachung der Mitarbeiter, 
Lohndrückerei, Druck auf Gewerk-
schafter), sondern zerstört durch 
sein zunehmendes Versandhan-
dels-Monopol die Innenstädte, weil 
immer mehr Einzelhändler aufge-
ben müssen. Und die Zusammenar-
beit aller Internetkonzerne mit der 

NSA führt zur Überwachung von 
großen Teilen der Menschheit, zur 
Enteignung unseres Privatlebens – 
in einem Ausmaß, das sich George 
Orwell nicht hätte träumen lassen.

Aber der Einfluss des Geschwis-
terpaares Quandt und Klatten (ge-
schätztes Vermögen 29 Mrd. $) auf 
die Einkommens-, Vermögens- und 
Erbschaftssteuer in Deutschland, 
und der Medien-Damen Mohn 
(Bertelsmann, geschätztes Vermö-
gen 3 Mrd. $) und Springer (ge-
schätztes Vermögen 4 Mrd. $) auf 
die öffentliche Meinungsbildung, 
darf bei allem berechtigten Zorn 
auf das Treiben der Bill und Me-
linda-Gates-Stiftung nicht aus der 
Diskussion verschwinden.

Solange die unerträgliche 
Macht einer kleinen Minderheit 
auf die Entwicklung der Weltge-
meinschaft nicht gebrochen wird, 
werden Hunger, Krankheit, Aus-
beutung, Kriege und Umweltzer-
störung das Ergebnis sein. Das 
wusste schon der alte Marx: „Mit 
entsprechendem Profit wird Kapi-
tal kühn. Zehn Prozent sicher, und 
man kann es überall anwenden; 
20 Prozent, es wird lebhaft; 50 
Prozent, positiv waghalsig; für 100 
Prozent stampft es alle menschli-
chen Gesetze unter seinen Fuß; 
300 Prozent, und es existiert kein 
Verbrechen, das es nicht riskiert, 
selbst auf Gefahr des Galgens.“

Quelle: https://www.facebook.
com/oskarlafontaine/posts/ 

3046425172085596?__tn__=K-R
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Alt, vorerkrankt, nicht immun – neue Stigmata
Dass Alte und 
Kranke ein Le-
ben in Wür-
de haben, galt 
bisher als eine 
Grundver-
einbarung in 
unserer Ge-
sellschaft. 
Normativ war 
klar: Leben ist 
zu schützen. 
Punkt. Dafür 
leistet die Ge-
sellschaft hohe 
Ausgaben für 
Renten, Ge-
sundheit und 
Pflege. Doch 
seit der Coro-

na-Seuche hört die Debatte nicht 
auf, ob die Rechte von „Risiko-
gruppen“ nicht zurückstehen soll-
ten. Bis vor wenigen Wochen wies 
der Begriff „Vorerkrankung“ vor 

allem auf eine besondere Schutz-
bedürftigkeit hin. Es war ein Be-
griff der Fürsorge. Jetzt wird er 
zum Kampfbegriff für die Rück-
sichtlosen, Berechnenden und 
Gleichgültigen.

„Es trifft doch nur die Alten und 
Vorerkrankten …“ 

Das bedeutet im Kern: Wir wol-
len keine Einschränkungen, weil 
es uns ja nicht trifft. Genau hier 
ist der Punkt, an dem eine Ge-
sellschaft sich entscheiden muss. 
Müssen alle Restriktionen auf sich 
nehmen, um auch die Alten und 
Schwachen zu schützen oder ist de-
ren Leben und deren Würde weni-
ger wichtig als das der Jungen und 
Gesunden? Von Kant stammt die 
Erkenntnis: „Was einen Wert hat, 
hat auch einen Preis. Der Mensch 
aber hat keinen Wert, er hat Wür-
de.“ Daraus folgt: jedes Leben ist 
gleich wichtig und Menschenleben 
dürfen nicht gegeneinander aufge-
rechnet werden. Genau das passiert 
jetzt in diesem Lande. Wir haben 
in unserer Geschichte gesehen, wo 
das hinführt. 

Wir leben (noch) in einer Gesell-
schaft, in der für eine 35-jährige 
Krebs-Patientin ebenso ein langes 
und einschränkungsarmes Leben 
möglich ist, wie für den 76-jähri-
gen Mann, der nach einem Herzin-
farkt wieder mit seiner Frau reisen 
konnte. Dies sind Menschen aus 
meinem privaten Umfeld, die nun 
einer zynischen öffentlichen De-
batte ausgesetzt werden. Man müs-
se doch nur die „Alten“ und „Vorer-
krankten“ isolieren, dann könnten 
alle anderen wieder wie vorher le-
ben. Das heißt im Klartext: Die 
nicht jung und gesund genug sind, 
haben weniger Würde, weniger 
Rechte und weniger Freiheiten.

Immun oder nicht immun, das ist 
hier die Frage

Ein weiterer Paradigmenwechsel 
findet gerade statt. Gesundheits-
minister Jens Spahn will einen Im-
munitätsnachweis einführen. Und 
das klingt doch erst einmal nicht 
schlecht. So könnten für Menschen, 
die diesen Immunitätsnachweis ha-
ben, Kontaktsperren gelockert wer-
den. Der Nachweis ist doch nur 
eine harmlose Corona- Ergänzung 
zum Impfausweis. Nein ist er nicht. 

Weder gibt es eine Beschränkung 
auf den Virus, noch eine Befristung 

der Nachweispflicht für die Zeit der 
Pandemie. So würde faktisch über 
Nacht eine neue Form von gesell-
schaftlicher Ungleichheit geschaf-
fen. Diejenigen, die immun sind, 
können von Kontaktbeschränkun-
gen ausgenommen werden. Un-
ternehmen können so ihren Per-
sonalbestand restrukturieren und 
versuchen, die Risikogruppen los 
zu werden. Werden sie ohne ausrei-
chende Immunität je wieder einen 
gleichwertigen Job finden? Schlim-
mer noch: Menschen können sich 
gezwungen sehen, sich bewusst 
selbst zu infizieren und das Risi-
ko schwerer Schädigungen bis zum 
Tod einzugehen, um wieder Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt zu ha-
ben. Mit dem Immunitätspass wird 
eine Einteilung der Gesellschaft in 
„Immune“ und „Nicht-Immune“ 
festgeschrieben und der kapitalisti-
schen Verwertungslogik unterwor-
fen – mit allen Vorteilen für die 
„Immunen“ und allen Nachteilen 
für die „Nicht-Immunen“. Der Im-
munitätspass ist ein Instrument der 
Selektion. 

Auch wenn es höchst zweifelhaft 
ist, ob dies verfassungsrechtlich 
Bestand haben kann, ist dies ein 
besonders bizarres Beispiel dafür, 
welche gnadenlose Bereitschaft be-
steht sie für den Abbau von Grund-
rechten zu missbrauchen.

Am wichtigsten – kostenfreies Testen
Die Kritik an diesem Szenario ist 

nötig. Wir brauchen aber auch Al-
ternativen. Klar ist, dass ein dau-
erhafter Lockdown für viele Men-
schen massive soziale Nachteile bis 
hin zur Existenzzerstörung hät-
te. Der Lockdown war im ersten 
Schritt richtig, kann aber nicht von 
Dauer sein. Die wichtigste Maß-
nahme aus meiner Sicht ist konse-
quentes, regelmäßiges, kostenfrei-
es Testen. Und wir brauchen eine 
umfassende Reform unserer Sozial- 
und Gesundheitssysteme. 

(geschrieben am 6. Mai 2020)

Andrea Johlige ist Mitglied des 
Landtages Brandenburg, Sprecherin 
für Kommunalpolitik, Migrations- 
und Integrationspolitik und anti-
faschistische Politik der Fraktion 
DIE LINKE
Internet: www.andrea-johlige.de
Facebook: www.facebook.com/
johligeandrea/

Innerhalb einer Woche gab es 1100 neue Covid-19-Fälle in 
medizinischen Einrichtungen. Damit ist die Anzahl von über-
mittelten Covid-19-Fällen von 10 269 am 6. Mai auf 11 369 am 
13. Mai gestiegen. Das ergibt eine Auswertung der Zahlen des 
RKI-Reports. Susanne Ferschl fordert die sofortige Rücknah-
me der Covid-19-Arbeitszeitverordnung, welche 12-Stunden-
Schichten ermöglicht. „In Wuhan hat sich gezeigt, dass in dem 
Moment, als die Schichten auf 6 Stunden reduziert wurden, 
weniger Patienten starben und sich weniger Beschäftigte infi-
ziert haben“, so die stellvertretende Fraktionsvorsitzende.
(Foto- und Text-Quelle: https://de-de.facebook.com/links-
fraktion/photos, 14. Mai 2020)

weitere Informationen im Internet unter  
https://www.linksfraktion.de/themen/nachrichten/
detail/1100-covid-19-infektionen-bei-pflegerinnen-in-einer-
woche/

von 
Andrea Johlige, MdL

Landtagsabgeordnete Andrea Johlige legt 
auf dem sowjetischen Ehrenfriedhof in Ra
thenow am 8. Mai Tag der Befreiung einen 
Kranz nieder.



WIDERSPRUCH  Juni/Juli 2020 www.dielinke-oder-spree.de   7

Die Corona-Pandemie unter kapitalistischen 
Verhältnissen

Corona - Krise – Betr achtungen aus linker Sicht

Die Ausbreitung des neuartigen 
Corona-Virus wird mit einer Natur-
katastrophe verglichen, um das gro-
ße Ausmaß auf Mensch und Kapi-
talverwertung einzurahmen. Doch 
die Ausbreitung des Virus ist ohne 
die Profitorientierung der Wirt-
schaft, ihre ökologischen Folgen 
sowie das Agieren der Pharmakon-
zerne nicht zu verstehen.

Freier Handel über alles
Der (globale) Kapitalismus ist auf 

endlose Expansion und Wachstum 
ausgerichtet. Durch die Corona-
Krise gerät das spiralförmige Mo-
dell, indem der Geldwert auf der 
Suche nach Profit durch die ver-
schiedenen „Momente“ (wie Marx 
sie nennt) von Produktion, Reali-
sierung (Konsum), Verteilung und 
Reinvestition zirkuliert, massiv un-
ter Druck.

Abermals zeigt sich, dass eine der 
Kehrseiten der zunehmenden Glo-
balisierung die gewaltigen Schwie-
rigkeiten bei der Eindämmung neu-
er Krankheiten ist. Wir leben in 
einer hochgradig vernetzten Welt, 
in der fast jeder reist und tief ver-
zweigte Wertschöpfungsketten sich 
über den gesamten Erdball ziehen. 
Die menschlichen Netzwerke für 
mögliche Verbreitungen sind weit-
läufig und offen. 

Ignorierte Bedrohung statt  
ausreichender Prävention

In vielen Teilen der vermeintlich 
zivilisierten Welt haben vierzig Jah-
re Neoliberalismus das Gemeinwe-
sen völlig verwundbar gemacht und 
schlecht vorbereitet, eine solche 
Krise im Bereich der öffentlichen 
Gesundheit zu bewältigen. Grund 
dafür ist eine Sparpolitik, die der 
Finanzierung von Steuersenkungen 
und Subventionen von Unterneh-
men und Reichen dient.

Bereits im Jahr 2012 warnte eine 
Risikoanalyse des Robert-Koch-In-
stitutes vor einer Atemwegserkran-
kung durch einen auf den Men-
schen übergesprungenen Erreger. 
Auch die Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) wies im Jahr 2016 
auf einen „dramatischen Anstieg 
der Bedrohung durch neue Infekti-
onskrankheiten“ und eine unzurei-
chende Reaktion der Staaten hin. 

Mit einer Ausfinanzierung von 
ca. 2 Mrd. Euro für das Jahr 2020 

beträgt der Etat der WHO gerade 
mal 15 Prozent des Landeshaus-
haltes von Brandenburg. Seit 1993 
schrumpfte zudem der Anteil ihrer 
Finanzierung durch ihre 194 Mit-
gliedsstaaten von 80 auf heute ca. 
25 Prozent. Dreiviertel der Gelder 
kommen aus Spenden von Organi-
sationen wie etwa der Impfallianz 
Gavi, der Weltbank, den Rotariern 
International oder auch der Bill-
und Melinda-Gates-Stiftung. Ein 
Großteil davon ist zweckgebun-
den und fließt in bestimmte Tä-
tigkeitsbereiche der Organisation. 
Das schwächt nachhaltige Ansätze 
und macht die WHO abhängig von 
den kurzfristigen Interessen priva-
ter Stifter.

Mensch verdrängt Natur
Das Finanzkapital modifiziert 

die Bedingungen seiner eigenen 
Vermehrung ständig, tut dies aber 
vor dem Hintergrund unbeabsich-
tigter Folgen (wie dem Klimawan-
del) und autonomer und unabhän-
giger evolutionärer Kräfte, die die 
Umweltbedingungen stetig verän-
dern. Viren mutieren die ganze 
Zeit, das ist sicher. Aber die Fak-
toren, die eine Mutation lebens-
bedrohlich machen, hängen von 
menschlichem Handeln ab.

60 Prozent aller Krankheiten, 
die Menschen betreffen, stam-
men vom Tier. Die Futtermittel-
herstellung treibt die Zerstörung 
von Wäldern voran, was Tiere nä-
her an menschliche Lebensräu-
me treibt. Regenwälder werden 
für Anbauflächen u.a. von Soja-
futtermittel abgeholzt. Etwa 4,5 
Millionen Tonnen davon landen 
jährlich in deutschen Futtertrö-
gen, weil Deutschland weltweit 
größter Schweinefleisch-Exporteur 
ist. Durch Züchtung von Mono-
kulturen werden Immunschran-
ken beseitigt, die die Übertragung 
verlangsamen. Damit steigt das Ri-
siko, dass ein gefährliches Virus 
entsteht und weitergegeben wird. 
Große Tierpopulationen fördern 
hohe Übertragungsraten. 

Zudem verändert die menschen-
verursachte Erderhitzung den Le-
bensraum vieler Arten. So können 
sich Mücken, die bedeutendsten 
Krankheitsüberträger, weiter aus-
breiten, was zu steigenden Zahlen 
gefährlicher Epidemien führt.

Die Pharma-Industrie
Die mächtige und kaum regulier-

te Pharmaindustrie hat wenig oder 
gar kein Interesse an nicht-gewin-
norientierter Forschung zu Infek-
tionskrankheiten (zu denen zum 
Beispiel die ganze Gruppe der Co-
ronaviren zählt, die seit den 1960er 
Jahren bekannt ist). Auch besteht 
ihrerseits kaum Interesse daran, 
in die Vorbeugung einer öffentli-
chen Gesundheitskrise zu inves-
tieren. Prävention trägt eben nicht 
zum Aktionärswert bei. Mit Paten-
ten und hohen Preisen behindern 
sie Entwicklung und Verteilung le-
benswichtiger Medikamente. Für 
Medikamente werden Fantasieprei-
se verlangt.

All diese Symptome machen 
abermals deutlich, dass das derzei-
tige hegemoniale Wirtschaftssys-
tem abgelöst werden und durch ein 
System ersetzt werden muss, dass 
dem Gemeinwohl verpflichtet ist. 
Die Uhr tickt.

von
Christopher Voß, 
Fürstenwalde, 
Vorsitzender  
DIE LINKE Oder-
Spree

Foto: DIE LINKE 
Oder-Spree

Wer als Pflegerin oder Pfleger bei einer 35-Stunden-Woche für 
einen Mindestlohn arbeitet, die oder der muss 53 Jahre lang 
ununterbrochen beschäftigt sein, um eine gesetzliche Rente 
in Höhe der Grundsicherung zu erhalten. Das ergibt sich aus 
den Antworten der Bundesregierung auf eine schriftliche Fra-
ge von Pia Zimmermann. (Foto- und Text-Quelle: https://de-
de.facebook.com/linksfraktion/photos, 19. Mai 2020)

weitere Informationen im Internet unter  
https://www.linksfraktion.de/themen/nachrichten/detail/
pflege-mindestlohn-53-jahre-arbeit-fuer-rente-auf-niveau-der-
grundsicherung/)
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Familien in der Corona-Krise
Lebens- und Arbeitszeitbedingungen müssen für jede und jeden funktionierbar 
gemacht werden

Die aktuelle Corona-Krise trifft 
die Menschen in Deutschland un-
terschiedlich hart. Die persönliche 
und wirtschaftliche Situation ent-
scheidet maßgeblich darüber, wie 
betroffen man ist und wie die gel-
tenden Regelungen zum Infekti-
onsschutz wahrgenommen werden. 
Manche bedauern, ihre Freunde 
lange Zeit nicht sehen zu können, 
andere vermissen Großveranstal-
tungen wie Konzerte und Festivals 
oder Reisen ins Ausland.

Auch wenn nun nach und nach 
Lockerungen in fast allen Berei-
chen vorgenommen werden, kann 
von Normalität noch lange keine 
Rede sein. Besonders hart trifft es 
diejenigen, die keine Lobby haben. 
Oder deren Interessen als nicht 
systemrelevant eingestuft werden. 
Dazu gehören Eltern mit kleinen 
Kindern. Über deren Lage ist be-
reits einiges geschrieben worden, 

trotzdem hat sich ihre Situation 
nur punktuell verbessert. Viele El-
tern arbeiten noch immer von zu 
Hause aus und sollen dort die Be-
treuung und Erziehung ihrer Kin-
der mit acht Stunden täglicher 
Arbeitszeit vereinen. So etwas ist 
unmöglich. Wie kann eine Mut-
ter gleichzeitig mit einem Kind 
Memory spielen und mit Kollegen 
die nächsten Projekte absprechen? 
Wie kann ein Vater gleichzeitig ein 
Känguru mimen und seinem Chef 
die neuesten Quartalszahlen vorle-
gen? Es geht nicht.

Die Konsequenz ist, dass Kinder 
vor dem Fernseher geparkt und ru-
hig gestellt werden. Oder die Kon-
frontation mit Chef und Kollegen 
riskiert wird. Wer permanent das 
Gefühl hat, zu wenig geschafft zu 
haben, kann seiner Familie keine 
Ruhe in unruhigen Zeiten vermit-
teln. Was diese andauernde An-
gespanntheit mit allen Familien-
mitgliedern macht, ist noch nicht 
geklärt. Dennoch werden bereits 
Stimmen laut, dass der „Lock-
down“ und die weiterhin beste-
henden Kontaktbeschränkungen 
besonders die Entwicklung klei-
ner Kinder negativ beeinflussen 
könnten.

Wer sich daran erinnert, unter 
welchen Umständen die Debat-
ten zu diesem Thema geführt wur-
den, kann nur den Kopf schütteln. 
Führende Wissenschaftler gingen 
zeitweise davon aus, dass auf lan-
ge Sicht kein regulärer Kita-Besuch 
möglich sein würde, was sich nun 
leider auch in der Realität bestätigt. 
Wie Familien diese Situation be-
wältigen sollen, war kein Thema. 
Anscheinend war die verbreitete 
Meinung, was bis jetzt funktionier-
te, wird auch weiterhin funktionie-
ren. Das Problem ist nur: Es funkti-
oniert nicht! 

Wer in der glücklichen Situa-
tion ist, dass der eigene Beruf als 
„systemrelevant“ eingestuft wird, 
kann einen Platz in der „Notbe-
treuung“ beantragen. Dies sind ne-
ben Angestellten im Einzelhan-
del auch Personen, die z.B. in der 
Energieversorgung arbeiten. Hier 
übersteigt die Nachfrage jedoch die 
Anzahl verfügbarer Plätze bei wei-
tem. Familien stehen auf Warte-
listen, obwohl das Jugendamt die 

Notwendigkeit einer Betreuung be-
scheinigt. Hier muss auf jeden Fall 
nachgesteuert werden.

Mittlerweile werden die Kitas 
schrittweise wieder geöffnet. Dies 
ist jedoch nur möglich, wenn aus-
reichend Erzieher und genügend 
große Räumlichkeiten vorhan-
den sind. Die Hygiene-Regeln sind 
streng und für viele Einrichtungen 
schwer umzusetzen. Die Konse-
quenz ist, dass viele Kinder noch 
immer zu Hause bleiben, obwohl 
sie bereits wieder eine Kita besu-
chen könnten. Eltern, die wochen-
lang auf diesen Tag gewartet haben, 
erhalten Absagen mit dem Hinweis 
auf geltende Hygienevorschriften, 
die keine Betreuung weiterer Kin-
der zuließen. Ihr Rechtsanspruch 
auf Kinderbetreuung wird ad absur-
dum geführt.

So lange der Staat davon ausgeht, 
dass Familien und deren Belange 
nicht so wichtig sind, wird es wei-
terhin Verlierer der Krise geben. 
Die gegenwärtige Zeit zeigt dies be-
sonders deutlich.

von
Martha Herzog,
Woltersdorf,
Sachkundige Ein-
wohnerin im Sozial
ausschuss der Ge-
meindevertretung 
Woltersdorf
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Wegen der Corona-Pandemie müssen viele Eltern ihre Kinder 
zu Hause betreuen und können deshalb nicht arbeiten. Seit dem 
30. März haben sie Anspruch darauf, vom Staat sechs Wochen 
lang 67 Prozent ihres entgangenen Nettoeinkommens zu er-
halten – maximal 2 016 Euro pro Monat. Doch der Anspruch 
soll nun nach und nach auslaufen. Im Bundestag wird um eine 
Anschlussregelung gerungen. „Es ist absolut unverständlich, 
dass die Lohnfortzahlung für Eltern nach sechs Wochen aus-
läuft, obwohl ein vollständiger Betrieb von Kitas und Schulen 
derzeit nicht in Sicht ist“, sagt Katrin Werner. „Es muss schnell 
eine Regelung her, die eine Lohnfortzahlung für die gesamte 
Dauer der Krise und die damit einhergehende Schließung von 
Schulen und Kitas sicherstellt“, so die familienpolitische Spre-
cherin der Fraktion DIE LINKE. 
(Foto- und Text-Quelle: https://de-de.facebook.com/
linksfraktion/photos, 18. Mai 2020)

Informationen zur  
Coronapandemie auf der Inter-
netseite 
www.die-linke.de/themen/ge-
sundheit-und-pflege/corona/
�� Texte 
• Solidarisch aus der Krise: 
Menschen vor Profite! 
• FAQ – Corona, Exitdebatte 
und Verschwörungstheorien  
• Themenseite „Frauen* und 
Corona“ 
• Mißbrauch von Corona-Maß-
nahmen 
• Was kann ich tun in unserer 
Partei? 
• Leitfaden zur medialen Ver-
netzung
�� Flug-/Faltblätter 
• Solidarisch aus der Krise: 
Menschen vor Profite!  
• Aufstehen gegen Rassismus: 
Verschwörungstheorien ge-
fährden Ihre Gesundheit! 
�� Reihe: „Auf den Punkt ge-
bracht“: Wer Geld für Dividen-
den hat, darf keine Staatshil-
fen bekommen; Menschen vor 
Profite!; Corona und die Grund-
rechte; Ein Rettungsschirm für 
die Menschen!; Corona und das 
Gesundheitssystem
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Dokumentiert

Die Pandemie macht die Systemfrage sichtbar
Für die Strategieentwicklung der LINKEN bedeutsame Auszüge aus einem Beitrag von Hans Modrow für die chinesische Akademie für 
Gesellschaftswissenschaften

Deutscher Antikommunismus
… Auf der einen Seite brauchte Deutschland 

die Volksrepublik China als Markt und Part-
ner für deutsche Unternehmen, weshalb es in 
dieser Hinsicht keine Berührungsängste gab …

Die tiefen ideologischen Vorbehalte gegen-
über China – und das war die andere Seite – 
existierten trotzdem weiter. Der Antikommu-
nismus war (und ist) nun einmal wesentliches 
Element des deutschen Konservatismus …

Darum überraschte es nicht, dass die 
strengen Maßnahmen, die zuerst in Wuhan 
und dann in ganz China ergriffen wurden, in 
Deutschland zunächst scharf kritisiert wur-
den. Dort zeige sich der kommunistische Staat 
von seiner repressiven Seite, berichteten die 
deutschen Medien unisono. Die Menschen 
dürften nicht einmal die Häuser verlassen, 
überall werde kontrolliert, es herrsche totale 
Überwachung. Die Menschenrechte würden 
mit Füßen getreten, hieß es entrüstet. 

Als jedoch der Virus die Ländergrenzen 
übersprang und die Politik in Europa und im 
Rest der Welt vor den gleichen Herausforde-
rungen stand wie die chinesische Führung, 
ließ für einen Moment die Kritik an der Volks-
republik China merklich nach …

Profite vor Gesundheit
Als sich mit der Pandemie die Zahl der Er-

krankten dramatisch erhöhte, wurde offen-
bar, was man in der Vergangenheit im Inte-
resse des Profits eingespart hatte. Es fehlte 
an Häusern, Betten, Personal, Technik und 
Medikamenten. 

Und gleichzeitig stellte man erstaunt fest, 
dass man in China innerhalb von Wochen 
neue Krankenhäuser errichtete, Millionen 
Mundschutzmasken produzierte (und damit 
auch noch die Welt beliefern konnte) und 
auch sonst mit medizinischem Rat und soli-
darischer Tat anderen Staaten zur Seite stand. 
Die Weltgesundheitsorganisation würdigte die 
Leistungen der Volksrepublik als vorbildlich 
– während in den vermeintlich reichen ka-
pitalistischen Industriestaaten allenthalben 
Mangel und Notstand im Gesundheitsbereich 
vorherrschten. Dort überstiegen alsbald nicht 
nur die Zahlen der Infizierten die chinesischen 
Zahlen, sondern auch die der Toten.

Nun unterscheidet ein Virus nicht nach 
Pass und Auskommen, er steckt unterschieds-
los jeden an, den er erreicht. Der Unterschied 
besteht darin, wie die Gesellschaft mit einer 
solchen Herausforderung umgeht. 

Die Systemfrage
Auf einmal stellte sich die Systemfrage 

wieder. Sie war nie weg. Sie wurde nur nicht 
mehr gestellt, seit der Sozialismus sowjeti-
scher Prägung in Europa untergangen war. 
Und in die propagandistische Ablehnung und 
Auseinandersetzung wurde der Sozialismus 

chinesischer Prägung im Westen gleich mit 
einbezogen. Damit erledigte man aktiv auch 
jedes Nachdenken über gesellschaftliche 
Alternativen. 

Plötzlich, mit der Pandemie, drängten aber 
wieder Fragen in den Vordergrund, die man 
seit langem nicht mehr öffentlich zu stellen 
wagte: Welches gesellschaftliche System ist 
das humanere? Wo ist der Mensch der Maß-
stab aller Anstrengungen? Was ist die sozia-
lere Gesellschaft – der Kapitalismus, dessen 
treibende Kraft einzig die Profitmaximierung 
ist? Oder ist es vielleicht doch der Sozialismus, 
den Fidel Castro einmal eine „artgerechte Ge-
sellschaft“ nannte? Wo sich Produktion an den 
tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen ori-
entierte und nicht an den Bedürfnissen, die 
man ihnen einredet, um mit deren Befriedi-
gung zu verdienen. Und wo der produzierte 
Mehrwert, der Gewinn, nicht in den Taschen 

weniger Aktionäre verschwindet, sondern an 
alle in gleicher Weise verteilt wird. Und wel-
cher politischen Führung kann man mehr ver-
trauen – jener, die sich für die Belange der ge-
samten Gesellschaft verantwortlich fühlt und 
im Interesse aller handelt? Oder jener, die zu 
ihrem eigenen Vorteil und im Interesse einer 
kleinen Minderheit entscheidet? Einer Minder-
heit, die über den größten Teil des nationalen 
und globalen Reichtums verfügt … 

Die Systemfrage taucht in den hiesigen Me-
dien auf in der verklausulierten Feststellung, 

dass das Leben nach der Pandemie gewiss „an-
ders“ sein werde. „Anders“ sein müsse, denn 
das kapitalistische System habe in dieser Kri-
se nicht nur seine asozialen Grenzen gezeigt, 
sondern auch die Sinnfrage menschlichen Le-
bens gestellt: Der Mensch existiert nicht um 
zu produzieren und zu konsumieren, sondern 
um in Einklang und Harmonie mit sich selbst, 
mit den Nachbarn und mit der Natur zu leben. 
Die Solidarität ist wichtiger als der Egoismus, 
Gemeinsinn nötiger denn Eigensinn. Allein 
das halte eine Gesellschaft zusammen …

Eine kapitalistische Produktionsweise 
hetzt letzten Endes den Menschen zu Tode, sie 
verbraucht rücksichtslos alle Ressourcen, von 
denen der Mensch eine ist …

Linke Strategie
Als langjähriger Politiker und Vorsitzen-

der des Ältestenrates der deutschen Links-
partei frage ich mich, ob meine Partei diesen 
Problemen die angemessene Aufmerksamkeit 
schenkt. Die Antwort lautet: Nein. Sowohl im 
Allgemeinen wie auch im Konkreten nicht. 
Das praktisch-politische Handeln und das the-
oretische Denken hat nicht das Niveau, dass 
den aktuellen Herausforderungen – im nati-
onalen und im globalen Rahmen – angemes-
sen ist. 

Was für die deutsche Partei „Die Linke“ 
gilt, trifft im Wesentlichen auch auf die Euro-
päische Linke zu. Der Untergang des Realsozi-
alismus und der Zerfall der Sowjetunion sorg-
ten nicht nur für Irritationen, sondern auch 
für einen Niedergang marxistischen Denkens, 
was bis heute nachwirkt. Das wiederum führ-
te auch zu einer Veränderung in der Haltung 
gegenüber dem raubtierhaften Kapitalismus. 
Mut, Entschlossenheit und Solidarität konse-
quenter solidarischer Kräfte in Europa, aber 
auch in Lateinamerika wurden erkennbar ge-
schwächt. Von einer Weiterentwicklung des 
marxistischen Denkens kann nicht die Rede 
sein. Die deutsche Linke muss jedoch nicht 
nur die sozialen Kämpfe in der Gesellschaft 
und bei der Globalisierung, nicht nur die Ge-
staltung der Demokratie und die politische 
Führung analysieren und kritisieren, sondern 
sie hat auch taktische und strategische Alter-
nativen anzubieten. Dazu müssen sowohl ver-
gangene wie gegenwärtige Erfahrungen in die 
Überlegungen einbezogen werden. Auch jene, 
die die chinesischen Genossen aktuell ma-
chen. Der Ältestenrat der Linken wird darauf 
Einfluss nehmen, dass marxistisches Denken 
wieder stärker in den Vordergrund tritt. Das 
ist dringend nötig. 

Quelle: www.sozialismus.de/kommentare_ 
analysen/detail/artikel/die-pandemie-macht- 

die-systemfrage-sichtbar/,
siehe auch „neues deutschland“, 12. Mai 2020;

Textauswahl, Kürzungen und 
Zwischenüberschriften Dr. Artur Pech.

Dietmar Bartsch fordert ein glaubwürdiges Si-
cherheitsversprechen der Bundesregierung an 
die Bürger. Es wäre nicht nur ein Beitrag für 
den sozialen Zusammenhalt, sondern auch Mit-
tel gegen die politische Spaltung des Landes 
und Prävention gegen eine zweite Infektions-
welle. (Foto- und Text-Quelle: https://de-de.face-
book.com/linksfraktion/photos, 15. Mai 2020)

weitere Informationen im Internet unter 
https://www.linksfraktion.de/themen/ 
nachrichten/detail/was-merkel-den-buergern- 
versprechen-muss/
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Der Corona-Kreistag

Aus dem Kreistag Oder-Spree

Der Kreistag am 20. Mai 2020 
stand schon äußerlich im Zeichen 
von Corona. Statt wie üblich im 
Atrium des Beeskower Landratsam-
tes trafen sich die Abgeordneten in 
der großen Halle des Feuerwehr- 
und Katastrophentechnischen Zen-
trums (FKTZ) in Fürstenwalde. 
Schließlich sollten die während der 
Pandemie geltenden Abstandregeln 
eingehalten werden.

Der ursprünglich für den 1. Ap-
ril geplante Kreistag war wegen der 
zu diesem Zeitpunkt herrschen-
den Unwägbarkeiten nicht einbe-
rufen worden. Nun ging es darum, 
die wesentlichen Tagesordnungs-
punkte nachzuholen und auch he-
rangereifte dringende Probleme zu 
behandeln.

Zunächst berichtete der Landrat 
ausführlich über die Pandemieent-
wicklung und über die Arbeit der 
Verwaltung in dieser Zeit.

Aber auch inhaltlich fiel dieser 
Kreistag aus dem Rahmen. 

Befreiung
Angeregt durch den von unserer 

Fraktion im Dezember 2019 in den 
Kreistag eingebrachten Beschluss 
zur Würdigung des 75. Jahrestages 
der Befreiung sprach der Vorsitzen-
de des Kreistages vor dem Eintritt 
in die Tagesordnung dazu. In der 

Rückschau vom Tag danach sind 
für mich dazu drei Dinge bemer-
kenswert:

Erstens ist anzuerkennen, dass 
der Vorsitzende des Kreistages sich 
dieses Themas auch angesichts des 
sehr bewegten Verlaufs der letzten 
Wochen angenommen hat. Das 
ist keine Nebensache. Ich kam auf 
dem Wege zum Kreistag in Fürs-
tenwalde am Sowjetischen Ehren-
mal in Schöneiche vorbei. Da fiel 
mir etwas auf, was ich aus vorher-
gehenden Jahren nicht so in Er-
innerung habe: Am 8. Mai legten 

Menschen aus Schöneiche deutlich 
mehr Blumen an diesem Ehrenmal 
nieder, als in den Vorjahren. Und 
anschließend kümmerten sie sich 
sorgsam um diese Blumen. So bo-
ten sie auch am 20. Mai noch ein 
beeindruckendes Bild. Das ist nicht 
nur ein anonymes Gedenken, denn 
am Obelisken sind auch viele Na-
men der an diesem Ort beigesetz-
ten Sowjetsoldaten zu lesen.

Zweitens ist zu bemerken, dass 
der Vorsitzende des Kreistages sich 
in seiner Rede stark am Auftritt des 
Bundespräsidenten Steinmeier ori-
entierte. Dessen Rede zu diesem 
Anlass war allerdings nach dem 
8. Mai in einigen Aspekten wieder-
holt sehr berechtigt kritisiert wor-
den (siehe Egon Krenz, Seite 2).

Drittens aber kam es am 20. Mai 
während des Kreistages in der De-
batte über unseren Antrag zur Auf-
nahme minderjähriger Geflüchte-
ter zu braunen Ausfällen, die die 
Berechtigung der Mahnung auch 
des Vorsitzenden des Kreistages zur 
Zurückweisung der Nazi-Ideologie 
in beklemmender Weise deutlich 
machten. Da spielten sich NPD 
und AfD in einer Weise die Bäl-
le zu, dass einem schlecht werden 
musste.

Am Ende fand unser Antrag „Der 
Landkreis Oder-Spree erklärt gegen-

von
Dr. Artur Pech,
Schöneiche,
Vorsitzender der 
Fraktion DIE LINKE 
im Kreistag Oder-
Spree

Das sowjetische Ehrenmal in Schön
eiche bei Berlin im Mai 2020
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Corona-Ausbreitung im Landkreis Oder-Spree (Stand: 19. Mai 2020, 23:59 Uhr, Fallzahlendiagramm), Quelle: https://www.landkreis-oder-spree.de/Service-

Aktuelles/Aktuelles/Coronavirus/Update-der-Coronavirus-F%C3%A4lle-im-Landkreis.php?object=tx,2426.5.1&ModID=7&FID=2689.2790.1&NavID=2689.190&La=1&call=suche
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über der Landesregierung Branden-
burg, dass er bereit ist, minderjährige 
Geflüchtete aufzunehmen, die zur Zeit 
unter katastrophalen Bedingungen in 
überfüllten Lagern in Griechenland le-
ben müssen“ in einer namentlichen 
Abstimmung eine Mehrheit von 38 
Abgeordneten

Dieser Beschluss ist gut. Der Weg 
dahin macht aber auch deutlich, 
in welcher Gefahr die Gesellschaft 
sich auch bei uns heute befindet.

Kinderbetreuung
Noch am Vortag des Kreistages 

hatte sich unsere Fraktion zu einem 
Dringlichkeitsantrag entschlos-
sen. Danach sollte der Landrat be-
auftragt werden, gegenüber der 
Landesregierung eine Klärung der 
Rechtssituation für die Betreuung 
an den Kindertagesstätten einzu-
fordern.

Der Kreistag unterstützt ein He-
rangehen, unter Berücksichtigung 
der Entwicklung der Coronainfek-
tionen bis zum Ende des Monats 
Mai den Übergang zur Regelbe-
treuung in den Kindertagesstätten 
einzuleiten.

Sofern die von der Landesregie-
rung gesetzten Rahmenbedingun-
gen dies ermöglichen, wird der 
Landkreis bestehende Ermessens-
spielräume in diesem Sinne nutzen.

Nach der am 20. Mai 2020 ver-
öffentlichten Statistik hat sich die 
Zahl der Infektionen im Landkreis 
in den vorangegangenen sechs Ta-
gen nicht mehr erhöht. Die Zahl 

der akut Erkrankten hat sich auf elf 
Personen verringert.

Zugleich ist es nach den gegen-
wärtigen Bestimmungen nicht 
möglich, die bestehenden Ansprü-
che auf Kinderbetreuung zu erfül-
len. Die Rede ist von mehr als 200 
Fällen im Landkreis, in denen ein 
Anspruch auf Betreuung nicht er-
füllt werden kann.

Nach einer am 19. Mai 2020 
von der brandenburgischen Staats-
kanzlei veröffentlichten Presse-
mitteilung soll den Landkreisen 
nun in der kommenden Woche 
die Möglichkeit eingeräumt wer-
den, zu entscheiden, wie weit sie 
eine „eingeschränkte Regelbetreu-
ung“ im Hinblick auf verfügbare 
Betreuungskapazitäten aufnehmen 
können.

Der Begriff „eingeschränkte Re-
gelbetreuung“ ist nicht definiert. 
Hier ist eine kurzfristige Klärung 
und Entscheidung erforderlich. 
Den betroffenen Eltern ist der ge-
genwärtige Zustand nicht länger 
zuzumuten. Das Land zieht sich so 
aus der Verantwortung und schiebt 
den Landkreisen den schwarzen Pe-
ter zu.

Auch dieser Antrag unserer Frak-
tion wurde vom Kreistag angenom-
men.

Kreishaushalt
Unter die Notwendigkeiten des 

preußischen Amtsschimmels ist die 
Beschlussfassung über den Kreis-
haushalt für das Jahr 2020 ein-

zuordnen. Der wurde – so wie er 
vorlag – im Januar vom Landrat 
festgestellt und hatte am 1. April 
diskutiert werden sollen. Nachdem 
nun die neue Steuerschätzung ver-
öffentlicht wurde und die drasti-
schen Einbrüche der kommuna-
len Einnahmen auf der einen Seite 
und die Corona bedingten Mehr-
ausgaben auf der anderen Seite zu 
Buche deutlich wurden, war dieser 
Haushalt bereits vor der Beschluss-
fassung Makulatur. Er wurde den-
noch verabschiedet, um dem Land-
rat eine rechtliche Grundlage für 
aktives Verwaltungshandeln zu ge-
ben. Ich habe jedoch bereits vor 
der Beschlussfassung deutlich ge-
macht, dass ein Nachtragshaushalt 
schnellstmöglich vorgelegt werden 
muss. Das ist zur Zeit noch nicht 
möglich, weil weder die Höhe der 
Einnahmeausfälle noch mögliche 
Hilfsmaßnahmen von Bund und 
Land an die Kommunen gegen-
wärtig in Zahlen gefasst werden 
können.

Im zweiten Halbjahr werden die 
sozialen Verwerfungen auch unse-
ren Landkreis erreichen. Wer sich 
keine Illusionen macht, der muss 
sich eingestehen: Bisher wurden die 
Kosten der Krisen noch immer auf 
die „kleinen Leute“ abgewälzt. 

Es erfordert Kampfkraft und ei-
nen engagierten Einsatz, dem ent-
gegen zu treten. Wir sind dazu 
bereit.

Dokumentiert

Fortsetzung des Militärmanövers „Defender Europe 2020“ verhindern
Bewältigung der Corona-Pandemie hat Vorrang vor den Kriegstrommeln

Das US-Militär führt offenbar ein 
von allen anderen Lebensberei-
chen und der Realität abgekop-
peltes Eigenleben. Anders ist es 
jedenfalls nicht zu erklären, wie 
man auf die Idee kommt, wäh-
rend einer globalen Pandemie 
und einer damit einhergehenden 
Wirtschafts- und Sozialkrise die 
gegen Russland gerichteten mi-
litärischen Sandkastenspielchen 
wieder aufzunehmen.

Das Bundesministerium der 
Verteidigung hat nun mitgeteilt, 
dass das US-Militär vom 5. bis 9. 
Juni gemeinsam mit dem polni-
schen Militär eine leicht modifi-
zierte bi-nationale Gefechtsübung 
unter dem Namen „DEFENDER 
Europe 20 Plus“ auf polnischem 

Staatsgebiet durchführen wird. 
Daran sollen sich 4 000 US-Solda-

tinnen und Soldaten sowie 2 000 
polnische Soldatinnen und Sol-
daten beteiligten. Darüber hin-
aus untersucht das US-Militär, 
wie auf dem deutschen Truppen-
übungsplatz Bergen gemeinsame 
Gefechtsübungen stattfinden kön-
nen und wie dafür Personal aus 
den USA nach Deutschland ver-
legt werden kann. Der vor einigen 
Wochen angekündigte Abbruch 
von Defender Europe 2020 war 
also offenbar eine reine Nebelker-
ze. Das ist absolut inakzeptabel.

DIE LINKE fordert die Bundes-
regierung auf, keine Militärmanö-
ver auf deutschem Staatsgebiet zu 
dulden – erst recht nicht, solange 
wir uns noch mitten in einer Pan-
demie befinden. Ebenso darf sich 

die Bundeswehr weder materiell, 
noch logistisch oder personell an 
der Fortführung dieses Militär-
wahnsinns beteiligen. Die abso-
lute Priorität muss momentan bei 
der Bewältigung der Corona-Pan-
demie und aller wirtschaftlichen 
und sozialen Folgen liegen. Mili-
tärische Kriegsspiele helfen dabei 
überhaupt nicht – ganz im Gegen-
teil: Sie erhöhen nicht nur die Ge-
fahr, das Corona-Virus weiter zu 
verbreiten, sondern auch die Ge-
fahr einer militärischen Eskalati-
on. Beides darf unter keinen Um-
ständen zugelassen werden.

Dr. Alexander S. Neu, 
Mitglied des Bundestages, Ob-

mann im Verteidigungsausschuss 
für die Fraktion DIE LINKE
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Dokumentiert

Zur Kandidat*innenfindung für die Bundestagswahl 2021 im Wahlkreis 63 

Zur Findung von geeigneten Kandidat*innen 
zur Direktkandidatur im Wahlkreis 63 für 
die LINKEN Kreisverbände Frankfurt (Oder) 
und Oder-Spree wird nach Beschluss durch 
beide Kreisvorstände eine Kandidat*innen
kommission gebildet. 

Ihre Aufgabe ist es, Ansprechpartnerin für 
alle interessierten Genoss*innen in den Kreis-
verbänden zu sein. Dies betrifft sowohl eigene 
Kandidaturen von Mitgliedern, als auch Vor-
schläge von Personen. Darüber hinaus kann 
die Kommission in Eigenverantwortung auch 
proaktiv auf Personen zugehen. Die Arbeit 
der Kommission orientiert sich an folgenden 
Kriterien: 

Eine mögliche Direktkandidat*in muss
�� sich mit den politischen Zielen der 
LINKEN, insbesondere ihrem Grundsatz-
programm, identifizieren, 
�� bereit sein, sich selbst sehr aktiv im Wahl-
kampf in den beiden Kreisverbänden 
einzubringen,

�� sich im Falle einer Wahl mit den anderen 
Mitgliedern des Bundestages der LINKEN 
in Brandenburg über eine solidarische 
Verteilung der mit der Wahl einhergehen-
den Ressourcen unter enger Berücksichti-
gung der Kreisvorstände verständigen.

Darüber hinaus wünschenswert ist
�� idealerweise eine zivilgesellschaftliche 
und/oder parteipolitische Verankerung 
im Landkreis Oder-Spree und/oder der 
Stadt Frankfurt (Oder), 
�� eine machbare Chance zur Aufstellung 
auf einem aussichtsreichen Listenplatz. 

Die Kommission soll aus vier Personen beste-
hen, zwei aus jedem Kreisverband. Diese Per-
sonen müssen nicht zwingend Teil der Kreis-
vorstände sein. Die Kommission arbeitet von 
Mai bis Ende August 2020. Die Kommission 
arbeitet mit den möglichen Kandidierenden 
vertraulich. Nach Rücksprache und im Einver-
ständnis mit den potentiellen Kandidat*innen 
kann die Kommission auch vor August in ei-

ner nicht-öffentlichen Kreisvorstandssitzung 
einen Zwischenstand berichten. 

Die Kommission ist dazu angehalten, mit 
allen Kandidierenden Gespräche zu führen. 
Auf Grundlage dieser Gespräche kann die 
Kommission, wenn ein Konsens in der Kom-
mission vorliegt, eine Empfehlung gegenüber 
den Kreisvorständen aussprechen. In diesem 
Zusammenhang stellt die Kommission den 
beiden Kreisvorständen einen Überblick der 
aufrechterhaltenen Kandidaturen vor. 

Die Kommission muss für Hinweise, Vor-
schläge und Kandidaturen aus der Basis er-
reichbar sein. Da unbekannt ist, wie sich das 
gesellschaftliche Leben in der Arbeitsphase 
der Kommission aufgrund der Corona-Pande-
mie entwickelt, kann die Arbeit der Kommis-
sion, inklusive Treffen und Gesprächen, digital 
erfolgen. Dabei ist jedoch auf sichere Kommu-
nikationswege in besonderem Maße zu achten. 

Die Kreisvorstände äußern sich nicht zu 
möglichen Kandidaturen vor Bekanntgabe der 
Ergebnisse der Beratungen der Kommission.

Aufklärung mittels Flugblätter für besseres  
Gesundheitssystem
Dass kaum eine andere Partei als 
DIE LINKE sich für eine deutliche 
Stärkung des Gesundheitssystems 
einsetzt ist zwar innerparteilich 
breit bekannt, aber hat sich auch 
in unserer Region noch nicht un-
ter allen Betroffenen des durchöko-
nomisierten Gesundheitssystems 
herumgesprochen.

Vertreter des Kreisvorstandes 
wollten dem Mitte Mai ein wenig 

Abhilfe verschaffen. Wir kopierten 
uns ein Bündel von Flugblättern 
zum Thema „Keine Profite mit un-
serer Gesundheit!“, die wir uns zu-
vor von der Webseite unserer Bun-
despartei heruntergeladen hatten 
und wollten diese möglichst zielsi-
cher verteilen.

Das bedeutete konkret, dass wir 
in Fürstenwalde Gesundheitsein-
richtungen (Praxen, Pflegediens-
te, Apotheken) aufsuchten, um mit 
Patient*innen, Pfleger*innen und 
Kunden über Probleme und Lö-
sungsansätze zu den Notständen 
unserer Krankenhäuser und Pflege-
heime ins Gespräch zu kommen.

Um den Abstandsregeln gerecht 
zu werden, übergaben wir die Flug-
blätter mit Hilfe von Greifarmen, 
die wir zuvor im Baumarkt erwor-
ben hatten. Das war zudem ein 
kleiner „Hingucker“.

Den Großteil unserer Infomateri-
alien brachten wir an Windschutz-
scheiben von Autos von Pflege-
diensten an und rundeten unseren 
Aktionsnachmittag mit einer 
Steckaktion auf dem Besucherpark-

platz des Helios Klinikums in Bad 
Saarow ab.

Zur Nachahmung empfohlen.

von
Ismail Al-Kayed, 
Vorsitzender 
DIE LINKE Fürsten-
walde

Christopher Voß (Kreisvorsitzender) 
bei Flyer Steck-Aktion vor dem Ge-
sundheitszentrum Nord in Fürstenwal-
de, Foto: DIE LINKE

www.die-linke.de/fileadmin/download/themen/Gesundheit_
und_Pflege/AdPg-2020.7-Gesundheitssystem.pdf
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Aus den kommunalen Fraktionen der LINKEN

Schöneiche bekommt zwei freie Lastenräder
Antrag der Fraktion DIE LINKE macht sozial-ökologische Verkehrswende erlebbar

Wie kann Mobilität ohne Auto er-
leichtert werden? Zum Beispiel mit 
Lastenrädern. Diese besondere Art 
des Fahrrads macht es möglich, bei 
größeren Transporten auf das Auto 
zu verzichten – ob mit dem Wo-
chenendeinkauf nach Hause oder 
mit den Kindern zur Kita. Lasten-
räder sind sowohl ein Beitrag zum 
Klimaschutz, als auch zur sozia-
len Grundversorgung mit Mobili-
tät. Denn viele Menschen können 
sich überhaupt kein eigenes Auto 
leisten.

Seit 2017 bietet das Projekt „fLot-
te – Freie Lastenräder für Berlin“ 
eine Online-Plattform zum kos-
tenfreien Verleih von Lastenrädern 
an. Inzwischen stehen dafür mehr 
als 120 Lastenräder zur Verfügung, 
auch jenseits der Berliner Stadt-
grenzen (etwa in Potsdam oder 
Oranienburg). Bald wird nun auch 
Schöneiche dazukommen!

Am 13. Mai 2020 beschloss die 
Gemeindevertretung mehrheit-

lich einen entsprechenden Antrag 
der Fraktion DIE LINKE (12 Ja, 6 
Nein, 5 Enthaltungen). Demnach 
wird die Gemeinde zunächst zwei 
Lastenräder anschaffen und über 
das „fLotte“-Portal in Schönei-
che zum kostenfreien Verleih be-
reitstellen. Dafür stimmten auch 
GRÜNE, SPD und Gemeindever-
treter Dirk Meier (SCHÖN).

Für DIE LINKE ist dieser Schritt 
ein Baustein, um die sozial-ökologi-
sche Verkehrswende in Schöneiche 
sichtbar und erlebbar zu machen. 
Für alle Einwohner*innen ohne ei-
genes Auto sind die Lastenräder 
eine Erleichterung im Alltag. Und 
für alle anderen sind sie ein Anreiz, 
den Pkw auf kurzen Strecken inner-
orts öfter stehenzulassen.

�� Schöneiche

„Von Applaus und warmen Worten lassen 
sich keine Rechnungen bezahlen“
Linksfraktion beantragte kommunales Corona-Hilfspaket

Wenngleich man bei den unzäh-
ligen Hilfsprogrammen auf EU-, 
Bundes- und Landesebene leicht 
den Überblick verlieren kann, es 
gibt immer noch Lücken, die auf 
lokaler Ebene geschlossen werden 
können. Dafür legte die Fraktion 
DIE LINKE zur Sitzung der Ge-
meindevertretung Schöneiche bei 
Berlin am 22. April 2020 ein Paket 
aus drei Anträgen vor.
1.	Übernahme der Kitagebühren 

für die Notbetreuung durch die 
Gemeinde, weil die Landesregie-
rung nur die Beiträge für nicht 
betreute Kinder übernimmt. 
(Not-)Betreut werden allerdings 
die Kinder derjenigen, die der-
zeit mit oft erhöhtem Anste-
ckungsrisiko unsere Gesellschaft 
am Laufen halten.

2.	Mietminderung von 50 Prozent 
der Kaltmiete für Mieter*innen 
von Gemeindewohnungen, die 
von Einkommensverlusten in 
Folge der Corona-Krise Betrof-
fen sind. Denn in den kommu-
nalen Wohnungen leben zumeist 
Menschen mit (sehr) niedrigen 
Einkommen.

3.	Gefahrenzulage für Gemein-
debeschäftigte, die einem er-
höhten Ansteckungsrisiko aus-
gesetzt sind. Das betrifft z. B. 
Erzieher*innen in der Notbe-
treuung oder Mitarbeiter*innen 
des Ordnungsamtes, die die Ein-
haltung der Eindämmungsvor-
schriften kontrollieren.

Zur Begründung erklärte der Frak-
tionsvorsitzende Fritz Viertel: „Von 
Applaus und warmen Worten kann 
niemand seine Rechnungen be-

zahlen. Mit unseren Corona-Hilfs-
paket wollen wir Menschen mit 
niedrigen Einkommen entlasten 
und uns angemessen bei jenen be-
danken, die oft vergessen werden, 
aber in dieser Krise für uns alle un-
entbehrlich sind.“ Alle drei Anträ-
ge des Hilfspaketes wurden jedoch 
von allen anderen Fraktionen in 
der Gemeindevertretung abgelehnt.

Die Schöneicher Linksfraktion 
informiert außerdem mit regelmä-
ßigen „Corona-Infos“ seit Beginn 
der Krise auf ihrer Web- und Face-
bookseite über offene Fragen, die 
von der Gemeindeverwaltung bis-
her nicht oder nicht ausreichend 
beantwortet wurden.

alle Texte von 
Fritz R. Viertel,  
Vorsitzender Frak-
tion DIE LINKE in 
der Gemeindevertre-
tung Schöneiche bei 
Berlin,
Foto: RG-Photo.com

Beispiele der Lastenräder – v. l.: fLottes Gebäck, fLotter Umzug mit Lisbeth, fLotter spülen,
weitere Informationen: https://flotte-berlin.de/
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Fraktion in der Gemeindevertretung 
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Weiterhin gilt: Miete bringt fette Rendite
Gemeindevertretung lehnte Neufassung des Mietspiegels ab

Vor einem 
Jahr, nur 
zwei Wochen 
vor der Kom-
munalwahl, 
beschloss 
die damali-
ge Gemein-
devertretung 
mit knapper 
Mehrheit ei-
nen neuen 
Mietspiegel. 
Und machte 
damit deut-
liche Miet-
erhöhungen 
in Schön
eiche mög-
lich. Nun hat 
eine große 
Mehrheit der 
heutigen Ge-

meindevertretung es abgelehnt, die-
sen Beschluss in Frage zu stellen.

Was war der Hintergrund?
Wegen des akuten Mangels an 

bezahlbaren Mietwohnungen in 
unserer Gemeinde gilt hier zwar 
die Mietpreisbremse. Demnach 
darf die Miete bei Neuvermietun-
gen um maximal 10 Prozent erhöht 
werden. Doch die Mietpreisbrem-
se geht von der „ortsüblichen Ver-
gleichsmiete“ aus, die im Mietspie-
gel festgesetzt wird. Mit dem neuen 
Schöneicher Mietspiegel stieg die 
durchschnittliche Basis-Nettokalt-
miete von 6,20 €/m² auf 7,88 €/m². 
Das entspricht einer Steigerung von 
27,1 Prozent! Von diesem Basis-

wert wird durch Zu- und Abschläge 
etwa anhand von Alter oder Aus-
stattungsstandard die „ortsübliche 
Vergleichsmiete“ für die jeweilige 
Wohnung berechnet. Das beschloss 
die Gemeindevertretung am 8. Mai 
2019 mit einer knappen Mehrheit 
von SPD, CDU und GRÜNEN 
(8 Ja, 7 Nein).

Beispiel: 28,5 Prozent mehr Miete 
für eine Zwei-Zimmer-Wohnung

Was bedeutet das konkret? Ein 
Beispiel: Eine Zwei-Zimmer-Woh-
nung mit 65 m² konnte auf Grund 
der „ortsüblichen Vergleichsmiete“ 
(ohne Zu- oder Abschläge) bis Mai 
2019 für 403 € kalt vermietet wer-
den. Angepasst an den neuen Miet-
spiegel ergibt sich eine Kaltmie-
te von 512,20 € (+109,20 €). Laut 
Mietpreisbremse darf die Neuver-
mietungsmiete bis zu 10 Prozent 
oberhalb der „ortsüblichen Ver-
gleichsmiete“ liegen, hier also noch 
einmal 51,22 € höher, bei 563,42 €. 
Insgesamt kann die Miete für diese 
Wohnung also (völlig legal) um sat-
te 28,5 Prozent (+160,42 €) erhöht 
werden.

Wie kommt die „ortsübliche  
Vergleichsmiete“ zustande?

Die „ortsübliche Vergleichsmie-
te“ errechnete sich bisher auf der 
Grundlage neuer Mietverträge aus 
den vergangenen vier Jahren. So-
zialer Wohungsbau mit besonders 
günstigen Mieten wird allerdings 
nicht berücksichtigt. Ende 2019 be-
schloss der Bundestag auf Initiative 
der schwarz-roten Bundesregierung, 

diesen Betrachtungszeitraum auf 
die letzten sechs Jahre zu verlän-
gern. Das ist immer noch absurd, 
denn eigentlich sollten alle beste-
henden Mietverträge einbezogen 
werden. Das forderte DIE LINKE 
im Bundestag. Doch immerhin 
ist die Neuregelung eine kleine 
Verbesserung.

Was forderte DIE LINKE in der  
Gemeindevertretung?

Diese wollte DIE LINKE in 
Schöneiche umsetzen und bean-
tragte deshalb in der Gemeinde-
vertretung, den vor einem Jahr be-
schlossenen Mietspiegel auf dieser 
Grundlage zu überarbeiten. In die 
Neufassung sollten außerdem die 
Hinweise des Mietervereins einflie-
ßen. Dieser hatte 2019 kritisiert, 
die Datengrundlage des neuen 
Schöneicher Mietspiegels weise ein 
Übergewicht von (besonders ho-
hen) Mieten aus den vergangenen 
zwei Jahren auf. Der Mieterverein 
erkannte den Mietspiegel deshalb 
nicht an. Außerdem sollte, so der 
Antrag der Linksfraktion, auch das 
Mietniveau in benachbarten Ge-
meinden bei der Berechnung be-
rücksichtigt werden.

In namentlicher Abstimmung 
lehnte jedoch eine große Mehr-
heit aller anderen Fraktionen die-
sen Vorschlag ab (4 Ja, 16 Nein, 3 
Enth.). Eine Korrektur der maßlo-
sen Steigerung der „ortsüblichen 
Vergleichsmiete“ wird es demnach 
nicht geben. Die fette Rendite mit 
der Miete bleibt in der Waldgarten-
kulturgemeinde weiterhin möglich.

„Kein Mittelständler in Brandenburg dürfte sich das erlauben“
Das Tesla-Werk in Grünheide (Landkreis Oder-Spree) wird parallel geplant und gebaut

Ordnungswidrigkeit wurde gegen 
die Tesla-Baustelle in Grünhei-
de eingeleitet. Tesla darf weiter 
bauen, obwohl Pfähle in den Bo-
den getrieben wurden, ohne dass 
eine Genehmigung des Landkrei-
ses vorlag.

Dieser Vorgang ist ein Symp
tom für grundlegende Proble-
me beim Umgang mit der Fab-
rik. Auch wenn es am 28. Mai 
eine gemeinsame Erklärung des 
Landes mit den Kommunen gab: 
Hier geht es nur um das landes-

planerische Konzept. Problema-
tisch ist, dass Genehmigungsver-
fahren und Bautätigkeit parallel 
laufen, vieles an dem Projekt ist 
noch unklar. Kein Mittelständler 
in Brandenburg könnte so vorge-
hen. Tesla muss endlich seine Plä-
ne offenlegen – schon wegen der 
Bedeutung des Vorhabens darf zu 
keinem Zeitpunkt der Eindruck 
entstehen, hier werde in Teilen 
Schwarzbau betrieben.

Die Brandenburger Landesre-
gierung muss den Vorgang auf-

klären. Denn kein anderes Wirt-
schafts-Projekt wird von Politik 
und Verwaltung so eng begleitet 
wie das Tesla-Werk in Grünheide. 
Die Staatskanzlei hat eigens eine 
Task Force eingerichtet. In sol-
chen Fällen frage ich mich – was 
macht sie eigentlich?

Es ist Aufgabe der Landesre-
gierung, Wirtschaftsansiedlun-
gen zu fördern und für Rechts-
sicherheit aller Beteiligten zu 
sorgen. Transparente und rechts-
konforme Planungs- und Geneh-

migungsverfahren sind Grund-
lagen für die Akzeptanz von 
Großprojekten. Dafür trägt Diet-
mar Woidke die Verantwortung, 
denn Luftschlösser fliegen nicht.

Sebastian Walter, Vorsitzen-
der der LINKEN im Landtag 

Brandenburg

Quelle: „Offene Worte“, 30. Mai 
2020, www.dielinke-barnim.de/

kreiszeitung/aktuelle-ausgaben/
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Basisorganisation Steinhöfel

LINKE Nachrichten aus dem Oder - Spree - Kreis

�� Steinhöfel

Einwohnerantrag an die Gemeinde
Dorfanger soll zur Nutzung der Dorfgemeinschaft bleiben

Am 8. April 2020 wurde in ei-
ner Sondersitzung der Gemeinde-
vertretung Steinhöfel (11/2020, 
LEG2019) die Umwandlung des 
südöstlichen freien Angerbereichs 
von Buchholz vom Außenbereich 
zum Innenbereich beschlossen, da-
mit soll Baurecht nach §34 Bau-
gesetzbuch für neue Wohnhäuser 
und evtl. eine große Kita geschaf-
fen werden.

Wir, die unterzeichnenden Ein-
wohner/innen, wenden uns gegen 
eine weitere Bebauung der noch 
freien Buchholzer Dorfangerberei-
che. Die Nutzung der freien An-
gerbereiche durch die Dorfgemein-
schaft als Fest- und Sportwiese, 
Spielplatzerweiterung, zur Naher-
holung, und ähnlichen Freiraum-
nutzungen sollen durch den Ver-
zicht auf eine Bebauung dauerhaft 
ermöglicht werden. 

Der Dorfanger hat seit der Grün-
dungszeit von Buchholz vor etwa 
775 Jahren stets Nutzungen ent-
halten, die der Dorfgemeinschaft 
dienen: Kirche, Friedhof, Gemein-
dewiesen, Fisch- und Löschteiche, 
Feuerwehr, Schmiede, Tagelöhner 
Höfe, Schule, Post, Gemeindever-
waltung, Versammlungsraum, Ein-
kaufsstätte, Spielplatz.

Aufgrund der kulturhistorischen 
und ortsbildprägenden Bedeutung 
wurde bereits in den 1990er Jah-
ren vom Landesamt für Denkmal-
schutz in Erwägung gezogen (siehe 
Dorfentwicklungskonzept 1995), 
den gesamten Buchholzer Anger 

als Ensemble unter Denk-
malschutz zu stellen.

Das gemeindeeigene 
Grundstück im zentralen 
Anger bietet unter ande-
rem auch die Möglichkeit 
eine Festwiese im Her-
zen von Buchholz einzu-
richten, zumal die jetzi-
ge Festwiese am Ortsrand 
von den Grundstücksei-
gentümern nur geduldet 
ist und keine rechtliche 
Sicherheit für eine weite-
re Nutzung als Veranstal-
tungsort und Sportfläche 
besteht.

Die nur extensiv bewirtschafte-
ten Angerwiesen mit dem benach-
barten Teich sind ein schon lange 
etabliertes Naturbiotop für zahl-
reiche Amphibien, die dort ihr 
Laichgebiet und ihren Lebensraum 
haben.

Eine von der Gesamtgemeinde 
Steinhöfel bereits auf den Anger-
wiesen angedachte große Kinder-
tagesstätte (50–100 Kinder) passt 
schon mit seiner erforderlichen 
baulichen Größe nicht zu dem 
Maßstab des historischen Dorfes 
und wird in den Stoßzeiten auch zu 
erheblicher Beeinträchtigung der 
Steinhöfeler Straße führen. 

Für eine Kita gibt es zudem 
weitaus geeignetere Flächen in 
Buchholz.

Auch eine Ausweisung von 
Wohnbauflächen im Anger ist 
nicht erforderlich, denn schon heu-

te sind in Buchholz mit der 1. Än-
derung der Klarstellungs- und 
Ergänzungssatzung von 2014 Er-
weiterungsflächen für Wohnbe-
bauung ausgewiesen, die bis heu-
te nicht in Anspruch genommen 
wurden. Weitere Wohnbauflächen 
können auch außerhalb der histori-
schen Angerbereiches ausgewiesen 
werden.

Deshalb setzen wir uns für die 
Erstellung eines Leitbildes zur 
Dorfentwicklung von Buchholz 
ein, um eine qualitätsvolle Weiter-
entwicklung des Dorfes zu gewähr-
leisten und um auch dem berech-
tigten Wunsch nach zusätzlichem 
Wohnraum durch einige Buchhol-
zer Einwohner*innen gerecht zu 
werden.

Vertrauensperson Volker Ihm,  
Architekt, und  

stellv. Vertrauensperson Enrico Meier,  
beide Steinhöfel, OT Buchholz

Linksfraktion in Steinhöfel für Erhalt der 
freien Angerfläche in Buchholz
Die Basisgruppe der LINKEN in 
Steinhöfel unterstützt die derzeit 
laufende Unterschriftenaktion der 
Einwohner*innen in Buchholz für 
den Erhalt der freien Angerbereiche 
in Buchholz.

Unserer Meinung nach sollten 
die Einwohner*innen bei solchen 
Entscheidungen, die die Gestaltung 
ihres Dorfes betreffen, einbezo-
gen werden. Das ist leider bei die-
sem Thema in der Gemeinde nicht 
geschehen. Wir finden es wichtig, 

dass die Buchholzer*innen mitre-
den und selbst entscheiden sollen, 
was mit ihrem Anger geschieht!

Wenn eine Bebauung auf dem 
Anger vorgenommen werden soll, 
weil Bedarf besteht, dann sollten 
den Einwohner*innen durch die 
Verwaltung dafür Alternativen auf-
gezeigt werden, bevor Tatsachen ge-
schaffen werden.

Die Regularien für eine solche 
Aktion besagen, dass eine bestimm-
te Anzahl von Unterschriften be-

nötigt werden, daher sind nicht nur 
die Buchholzer aufgerufen, sich an 
der Unterschriftenaktion zu beteili-
gen, sondern alle Einwohner*innen 
der gesamten Gemeinde Steinhöfel, 
damit die Buchholzer*innen Ihr 
Recht auf Mitbestimmung durch-
setzen können.

Bettina Lehmann und Janina Messer-
schmidt, Fraktion DIE LINKE in der 

Gemeindevertretung Steinhöfel

Teich am Buchholzer Dorfanger, Foto: privat
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70 Jahre Oder- NeiSSe - Friedensgrenze

Das Abkommen von Zgorzelec
70 Jahre Vertrag über die Oder-Neiße-Friedensgrenze

Am 6. Juli 1950 unterzeichneten im 
Kulturhaus von Zgorzelec die Mi-
nisterpräsidenten Otto Grotewohl 
für die Deutsche Demokratische 
Republik und Josef Cyrankiewicz 
für die Republik Polen das Abkom-
men „über die Markierung der fest-
gelegten und bestehenden deutsch-
polnischen Staatsgrenze“.

Dieses Ereignis jährt sich nun 
zum 70. Mal. 

Gründe nachzudenken
Es gibt viele Gründe, darüber 

und über die Wirkungen dieses 
Vertrages bis heute nachzudenken.

Wenige völkerrechtliche Verträge 
der DDR haben in der Politik der 
BRD und in den bundesrepublika-
nischen Medien über Jahrzehnte 
solche Anfeindungen erfahren, wie 
das Abkommen von Zgorzelec.

Der revanchistische Phantom-
schmerz, der in dieser politisch-me-
dialen Vorgehensweise zum Aus-
druck kommt, drückt sich auch in 
der noch heute gängigen Bezeich-
nung „Görlitzer Abkommen“ aus. 
Damit wird ignoriert, dass die Un-
terzeichnung in einer polnischen 
Stadt erfolgte. 

Das Abkommen selbst wurde 
am 9. August 1950 von der Provi-
sorischen Volkskammer der DDR 
ratifiziert und trat nach dem Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden 
am 28. November 1950 in Kraft. 
Am 27. Januar 1951 folgte in Frank-
furt (Oder) ein feierlicher Akt zur 
Unterzeichnung des Protokolls 
über die vollzogene Markierung 
der Oder-Neiße-Friedensgrenze.

Bereits zum Ende der 1950er 
Jahre wurde die so dokumentier-

te Grenzmarkierung erneuert. Die 
hölzernen Grenzzeichen von 1950 
hielten den Jahren nicht Stand.

Im Vertrag zwischen der Deut-
schen Demokratischen Republik 
und der Volksrepublik Polen über 
die Rechtsbeziehungen an der ge-
meinsamen Staatsgrenze sowie 
über die Zusammenarbeit und ge-
genseitige Hilfe in Grenzangele-
genheiten vom 28. Oktober 1969 
wurde dann vereinbart, dass die zu-
ständigen Organe alle 10 Jahre „ge-
meinsame Kontrollen des Verlaufs 
der Grenzlinie auf den Grenzge-
wässern, Vermessungen und andere 
Arbeiten im Gelände“ durchführen 
und „die Grenzzeichen in einem 
solchen Zustand zu erhalten, „daß 
ihre Abmessungen, Form, Ausfüh-
rung, Farbgebung, Nummerierung 
und Lage den Festlegungen über 
die Grenzmarkierung entspricht“.

Zum Abschluss der danach im 
Jahre 1989 fälligen Arbeiten ist es 
dann nicht mehr gekommen.

Spiel über Bande
Die Bundesrepublik Deutsch-

land hat in den 1990er Jahren in 
einer ganzen Reihe von Bekannt-
machungen über das Erlöschen völ-
kerrechtlicher Übereinkünfte der 
Deutschen Demokratischen Repub-
lik mit Polen den Grenzvertrag von 
1969 ebenso wenig erwähnt wie das 
Abkommen von Zgorzelec.

Das ist bemerkenswert, denn erst 
zum 16. September 2004 schloss 
die Bundesrepublik Deutschland 
mit der Republik Polen einen Ver-
trag über „die Vermarkung und In-
standhaltung der gemeinsamen 
Grenze auf den Festlandabschnit-
ten sowie den Grenzgewässern und 
die Einsetzung einer ständigen 
deutsch-polnischen Grenzkommis-
sion“. 

In diesem Vertrag wurde „über 
Bande“ gespielt. Nach dessen Arti-
kel 1 wird der Verlauf der Grenze 
„in den Vereinbarungen bestimmt, 
die in Artikel 1 des Vertrags vom 
14. November 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen über die Bestä-
tigung der zwischen ihnen beste-
henden Grenze genannt werden.“

Liest man dort nach, so kommt 
heraus, dass sich der Verlauf die-
ser Grenze „nach dem Abkom-
men vom 6. Juli 1950 zwischen 

der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Republik Polen 
über die Markierung der festgeleg-
ten und bestehenden deutsch-pol-
nischen Staatsgrenze und den zu 
seiner Durchführung und Ergän-
zung geschlossenen Vereinbarun-
gen richtet“. Dieses Herangehen 
hat Methode. 

Im Jahr 2013 gab es auf die Fra-
ge der Linksfraktion im Deut-
schen Bundestag, ob „die Bundes-
republik Deutschland infolge des 
Beitrittes der DDR am 3. Okto-
ber 1990 auch an die Bestimmun-
gen des Zgorzelecer Abkommens 
vom 6. Juli 1950 gebunden ist, kei-
ne Antwort. Auch in diesem Falle 
wurde auf den Vertrag vom 14. No-
vember 1990“ verwiesen. Wer lesen 
kann und das auch tut, kommt die-
sem Eiertanz auf die Schliche.

Ein solches Versteckspiel macht 
nur Sinn, wenn hier etwas – aus 
welchen Gründen auch immer – of-
fen gehalten werden soll.

Für die BRD ein schwieriges Thema
Ein Bekenntnis zur Verbindlich-

keit des Zgorzelecer Abkommens 
wird vermieden. Zugleich wird aber 
auch die Behauptung vermieden, 
dieses Abkommen sei ungültig.

In völkerrechtlichen Verträgen 
der Bundesrepublik Deutschland 
mit Polen nach 1990, in denen es 
um diese Grenze geht, wird min-
destens einmal explizit und häufi-
ger implizit an das Abkommen von 
Zgorzelec angeknüpft. Auch vor 
diesem Hintergrund entzieht sich 
dieses Abkommen der Möglich-
keit einer einseitigen Annullierung 
durch die Bundesrepublik Deutsch-
land. Voraussetzung dafür wäre 
eine Vereinbarung mit dem Ver-
tragspartner wie bei den entspre-
chenden Verträgen zwischen der 
BRD und der Tschechischen Re-
publik. Denen ist eindeutig zu ent-
nehmen, bis wann welche Verträge 
zwischen der DDR und der CSSR 
auch nach dem 3. Oktober 1990 
weiter galten bzw. ob sie oder Teile 
davon noch gelten.

Wie schwer sich die Bundesre-
publik Deutschland mit der Oder-
Neiße-Grenze tut, wird auch daran 
deutlich, dass es nach dem Ab-
schluss des Grenzvertrages vom 16. 
September 2004 noch einmal sechs 
Jahre brauchte, bis dieser Vertrag 

von
Dr. Artur Pech, 
Schöneiche, Vorsit-
zender der Frakti-
on DIE LINKE im 
Kreistag Oder-Spree

Das Kulturhaus von Zgorzelec, Fotos: Dr. Artur Pech

Gedenktafel in 
Frankfurt (Oder)
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am 25. April 2010 in Kraft trat. 
Und vor „Corona“ war – immerhin 
– der Abschluss der Arbeiten zur 
ersten gemeinsamen Überprüfung 
und der Fertigstellung des Grenzur
kundenwerkes für 2020 geplant. 
Danach soll wieder ein 10-Jahres-
Rhythmus einsetzen. 

Die Oder-Neiße-Friedensgrenze 
ist ganz offenkundig für die Bun-
desrepublik Deutschland ein eben-
so schwieriges Thema, wie über 
Jahrzehnte die Akzeptanz des 
8. Mai als Tag der Befreiung.

Die Grenze und Corona
2020 solide über die Oder-Neiße-

Grenze zu schreiben verlangt auch, 
die Corona-Zeit an dieser Grenze 
nicht auszublenden. Manch eine/r 
musste schmerzhaft zur Kenntnis 
nehmen, dass es auch innerhalb der 
EU Staatsgrenzen gibt und dass die 
Staaten an diesen Grenzen ein Re-
gime praktizieren, dass ihren Inter-
essen entspricht.

Gerade in Zeiten einer Pande-
mie wird deutlich, dass sich die 
staatlichen Gesundheitssyste-
me innerhalb der EU stark unter-
scheiden. Und diese Unterschie-

de wirken auch auf die und an den 
Staatsgrenzen. 

Die gesellschaftliche Seite: Das 
Gesundheitswesen ist – mit Un-
terschieden zwischen den Staa-
ten – Teil der Profitwirtschaft. 
Mit der Gesundheit wird Geld 
verdient. Dass meint nicht nur 
die Bezahlung der in diesem Be-
reich Beschäftigten. Es meint auch 
die Umwandlung von Beiträgen 
der Krankenversicherungen in 
Konzernprofite.

Das wirkt auf die Beschäftigten. 
Es gibt in der EU kein einheitliches 
Gesundheitswesen und das wird 
es auch auf absehbare Zeit nicht 
geben.

Zu den einfach messbaren Un-
terschieden zählt, dass es in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 
die doppelte Zahl von Ärztinnen/
Ärzten pro 1 000 Einwohner gibt, 
als in Polen – 4,13 : 2,27. Und den-
noch: In Pandemie-Zeiten hatten 
Kliniken nicht nur in den Grenzge-
bieten Probleme, weil die Beschäf-
tigten aus Polen nicht wie gewohnt 
einpendeln konnten.

Das gilt auch für viele weitere 
Branchen. Zu denken ist da u. a. an 

die osteuropäischen Beschäftigten 
in den deutschen Fleischfabriken.

Die scheinbar einfache Antwort 
„wir“ – wer immer das ist – wollen 
offene Grenzen, weil es unser Le-
ben unter dem Strich bequemer 
macht.

Die weniger einfache: Wir wollen 
Zustände, unter denen Menschen 
aus anderen Ländern nicht dazu 
missbraucht werden können, hier-
zulande Lücken aufzufüllen, die 
durch die deutsche Profitwirtschaft 
erst aufgerissen und dann auf Kos-
ten unserer Nachbarn ausgefüllt 
werden.

Die Oder-Neiße-Friedensgrenze an der Neiße

Kommentar

Teslas „Gigafactory“ in Brandenburg.  
Ein Baustein der Verkehrswende? 

von 
Fritz R. Viertel, 
Landesvorsitzender 
VCD Brandenburg 
und Gemeindever-
treter in Schöneiche 
bei Berlin

Seit der US-Elektroautohersteller 
Tesla im vergangenen Herbst be-
kannt gab, die Standortentschei-
dung für seine „Gigafactory“ sei auf 
das märkische Grünheide gefallen, 
überschlug sich die Landespolitik 
vor Begeisterung. Dass der Tech-
Konzern für den europäischen 
Markt ausgerechnet im Osten Bran-
denburgs produzieren will, lässt 
manches Ministerherz höher schla-
gen, manchen Abgeordneten von 
blühenden Landschaften träumen. 
Und tatsächlich: Industriearbeits-
plätze sind in der Region wahrlich 
rar gesät. 

In Zeiten, in denen die Politik 
nicht mehr darum herumkommt, 
sich mit der Frage zu beschäftigen, 
welchen Beitrag der Verkehrssek-
tor zur Klimapolitik leisten muss, 
wirkt Teslas Philosophie obendrein 
wie ein Heilsversprechen. Der 
Marktführer der batterieelektri-
schen Individualmobilität will nach 
eigenem Bekunden genau das fos-

sile Pkw-Segment revolutionieren, 
welches auf Grund seiner Größe 
und Gewicht besonders spritschlu-
ckend und daher klimaschädlich ist 
– den SUV und andere Luxusmo-
delle. Mit den dabei erwirtschafte-
ten Gewinnen stünde im nächsten 
Schritt der Angriff auf den auto-
mobilen Massenmarkt an. Die For-
mel ist einfach und passt hervorra-
gend zur klimapolitischen Strategie 
von Bundes- und Landesregierung: 
Wenn wir nur dafür sorgen, dass 
alle 48 Millionen Pkw auf deut-
schen Straßen elektrisiert werden, 
ist die Verkehrswende perfekt.

Blenden wir hier den Schönheits-
fehler aus, dass eine Antriebswen-
de bei gleichzeitig unverminder-
tem Wachstum der motorisierten 
Individualmobilität keine Antwort 
auf die Herausforderungen der Res-
sourcengewinnung, der Energie-
quellen oder des Kampfes um den 
öffentlichen Raum in immer mehr 
Städten ist. Welchen Effekt hat die 

Tesla-Ansiedlung aus verkehrlicher 
Sicht auf das südöstliche Berliner 
Umland?

Zu dieser Frage hat sich der Ver-
kehrsclub Deutschland e. V. (VCD) 
Brandenburg bereits im Februar in 
einer ausführlichen Stellungnahme 
zu Wort gemeldet. Dabei mussten 
wir feststellen, dass die Landesre-
gierung wie Tesla selbst bisher über-
wiegend konzeptlos hinsichtlich 
der verkehrlichen Erschließung des 
Fabrikstandortes agieren. Dieser 
Eindruck hat sich seitdem verfes-
tigt. Drei Beispiele:
1.	Ein Großteil des Güterverkehrs 

soll auf Schienen rollen. Das ist 
prima! Wie sich herausstellte, ist 
der bestehende Gleisanschluss 
ausbaubedürftig. Dafür liegen 
bisher keinerlei Pläne vor. Startet 
die „Gigafactory“ wie angedacht 
2021 ohne funktionierenden 
Bahnanschluss, generiert sie zu-
sätzlichen Lkw-Verkehr in bislang 
unbekannter Größenordnung.
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Veranstaltungstermine der LINKEN 

DIE LINKE Oder-Spree
n Kreisgeschäftsstelle 
Mühlenstraße 15 • 15517 Fürstenwalde
Telefon (0 33 61) 3 30 69 • Fax (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: kontakt@dielinke-oder-spree.de
geöffnet:	 Mo. 10–12 u. 13–16 Uhr,  

Di. 10–12 u. 15–16 Uhr 
Do. 10–12 Uhr,  
und nach telefonischer Vereinbarung

Kasse:	 Di. 10–12 Uhr

n Gebietsgeschäftsstelle Eisenhüttenstadt
Lindenallee 30 (Rotes Café) • 15890 Eisenhüttenstadt
Telefon:	 (0 33 64) 4 42 51
E-Mail:	 eisenhuettenstadt@dielinke-oder-spree.de
geöffnet:	 Mo. und Do. 15–18 Uhr

Die Geschäftsstellen des Kreisverbandes Oder-Spree in 
Fürstenwalde und Eisenhüttenstadt bleiben auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Die Erreichbarkeit ist über Telefon zu den 
oben aufgeführten Sprechzeiten der Kreisgeschäftsstellen 
gewährleistet, ebenso der E-Mail-Kontakt.
Aktuelles zu Aufhebung oder Änderungen dieser umfangrei-
chen Beschränkungen erfahrt Ihr auf unserer Internetseite:

www.dielinke-oder-spree.de
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E-Mail: kontakt@dielinke-oder-spree.de
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Alles öffentlich im Kreistag LOS
DIE LINKE-Fraktion im Kreistag Oder-Spree
Öffentl. Fraktionssitzung:	 20. 6., 30. 6., genaue Zeitpunkte und Orte bitte in der 

Fraktionsgeschäftsstelle erfragen
Fraktionsgeschäftsstelle: 	 Mühlenstraße 15, 15517 Fürstenwalde  

Tel. (0 33 61) 3 30 69, Fax (0 33 61) 34 26 24

Sitzungen im Juni/Juli 2020
n	 Kreisauschuss	 15. 6.,	17.30 Uhr, Beeskow, Breitscheidstr. 7 

		 Atrium des Landratsamtes

Kreistag Oder-Spree
23. 6., 	17.00 Uhr, Ort folgt
Tagesordnungen und konkrete Versammlungsorte in Kreisverwaltung erfragen oder 
der Internetseite des Kreistages www.landkreis-oder-spree.de entnehmen.
Um die Einhaltung der Hygienevorschriften und Abstandsregeln zu garantieren, 
werden sachkundige Einwohner/innen und Gäste aller Sitzungen aufgefordert, ihre 
Teilnahme beim Kreistagsbüro 3 Tage vorher anzumelden.

2.	Ähnlich beim Personenver-
kehr. Zwar kursiert die Idee, den 
Bahnhof Fangschleuse an das 
Werkgelände zu verlegen und 
tatsächlich soll der RE1 schon 
ab diesem Jahr häufiger dort hal-
ten. Tesla will sogar eine Verlän-
gerung der S3 von Erkner aus 
prüfen. Schöne Ansätze, doch 
abgesehen von den zusätzlichen 
RE-Stopps gibt es dafür bislang 
weder konkrete Planungen, noch 
eine Umsetzungsperspektive bis 
zum Produktionsstart im kom-
menden Jahr. Auch für Über-
gangslösungen durch Anpassung 
zweier bestehender Buslinien 
oder einen Shuttle vom Bahnhof 
Erkner liegen bisher keine Kon-
zepte vor.

3.	Tesla geht offenbar davon aus, 
dass ein Großteil seiner Beschäf-
tigten mit dem Pkw zur Arbeit 
an- und abreist. Das würde enor-
men zusätzlichen Autoverkehr 

in der Umgebung verursachen 
und damit etwa das Stadtzent-
rum von Erkner zusätzlich ver-
stopfen. Ein betriebliches Mobi-
litätsmanagement, das verstärkt 
auf Fahrrad und Pedelec setzt, 
gibt es (noch) nicht. Ebenso we-
nig wie Planungen für eine Rad-
schnellverbindung von Erkner 
zum Fabrikstandort.

Obwohl Tesla bei jeder Gelegen-
heit die Handlungsvorschläge des 
VCD lobt, warten wir auf konkrete 
Maßnahmen oder Planungen bis-
her vergeblich. Das gilt gleichsam 
für den Ausbau der Fahrrad- und 
Nahverkehrsinfrastruktur im Um-
feld der „Gigafactory“, für welche 
sich die Landesregierung in Zusam-
menarbeit mit dem Landkreis und 
den Gemeinden verantwortlich 
zeichnet. Bleibt das so, wird Tesla 
in Brandenburg eher zu einer Belas-
tung, als zu einem Beitrag zur öko-
logischen Verkehrswende.

Aufgrund der aktuellen Lage (Corona-Pandemie) finden z. Zt. keine öffent
lichen Veranstaltungen der LINKEN statt. Zu den im Internet übertra-
genen virtuellen Veranstaltungen informieren Sie sich bitte auf unseren 
Internetseiten

Sicher und klimafreundlich unterwegs während der #Covid19-
Pandemie: Die Fraktion DIE LINKE setzt sich für eine Fahrrad-
prämie ein: „Damit wollen wir für diejenigen, die Busse und 
Bahnen wegen des Ansteckungsrisikos derzeit nicht nutzen 
wollen, einen Anreiz für einen Umstieg aufs Fahrrad geben, 
sagt Andreas Wagner, MdB, Sprecher der Fraktion für ÖPNV 
und Fahrradmobilität, zu dem am 25. Mai von der Fraktion be-
schlossenen Antrag.
(Foto- und Text-Quelle: https://de-de.facebook.com/links-
fraktion/photos, 26. Mai 2020)

weitere Informationen im Internet unter  
https://www.linksfraktion.de/presse/pressemitteilungen/
detail/die-linke-fordert-eine-fahrradpraemie/
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Coronas Abenteuer

… in „Offene Wor-
te – online“, Zeitung 
der LINKEN für den 
Barnim (www.dielin-
ke-barnim.de/kreis-
zeitung/aktuelle-aus-
gaben/). 
In der nächsten Fol-
ge, am 1. Juni, ver-
sammeln sich die 
Corona-Viren nach 
einer Weile des Rei-
sens, um ihren Plan 
der Weltherrschaft zu 
schmieden … Aber 
wie? Die Menschen 
sind schon überall …

Barnim:  
Alle 2 Tage aktuelle 
Informationen

Die Barnimer LINKE 
gibt derzeit ihre 
Kreiszeitung „Offene 
Worte“ alle zwei Tage 
auf einer Seite online 
heraus. Das ist zwar 
nicht die gewohnte 
Auflage von 21 000 
Stück, dafür ist sie je-
doch sehr aktuell. Sie 
kann auf der Website 
der LINKEN Barnim 
gelesen und herunter-
geladen werden, wird 
auf Facebook veröf-
fentlicht und per E-
Mail verschickt, von 
Mitgliedern ausge-
druckt und verteilt 
und in Schaufenstern 
ausgehängt. Wer In-
teresse hat, landes-
weit interessante Ar-
tikel zu übernehmen, 
ist gern dazu einge-
laden.
Berit Christoffers

Quelle: Newsletter 
19/2020 der LINKEN 
Brandenburg, 29. 5. 2020
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Das Militär:  
Tödlich auch für 
Umwelt und Klima
Für Nachhaltigkeit  
statt Militarisierung

Linke Friedenspolitik

Für Nachhaltigkeit 
statt Militarisierung

Das Überleben der 
Menschheit ist in 
den nächsten Jah-
ren und Jahrzehnten 
durch militärische 
Aufrüstung und den 
Klimawandel dop-
pelt bedroht. Beides 
hängt eng zusam-
men. Gegen militä-
rische Aufrüstung 
muss eine generelle 
Abrüstung eingefor-
dert werden.
Ohne diese werden 
auch die Ressour-
cen fehlen, um die 
notwendige sozial-
ökologische Wende 
zur Bekämpfung des 
Klimawandels und 
anderer Umweltka-
tastrophen auf den 
Weg zu bringen. 
Doch das Militär 
entzieht nicht nur 
mit der irrwitzigen 
Aufrüstung exis-
tenziell notwendige 
Ressourcen, sondern 
ist gleichzeitig auch 
ein Hauptverursa-
cher der Belastungen 
für Umwelt und Kli-
ma, wie in der vor-
liegenden Broschüre 
dargestellt wird.

Broschüre A5,  
40 Seiten, Ausgabe 
Februar-2020

 

Herunterladen als 
PDF-Datei: 
https://www.
linksfraktion.de/
fileadmin/user_
upload/200227_
Das_Milita__r_
und_Umwelt_
A5schmal.pdf
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